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NDESRAT IV, Wahlperiode/ 18.Sitzung. 
88 Bann nr a nn nn nn en a a nn en an 
AARGEBIETES. l. Sitzungsperiode 1934. 


Stenographischer Bericht 
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über die am Donnerstag, _den 11.Januar 1934 im 
Neuen ytzungeBaal des Rathauses der Stadt Saar- 
brücken stattgefundene Sitzung des Landesrates. 


orsitzender Schmoll (DF): Meine Dame und meine Herren! Ich eröffne 
hiermit die Sitzung (10 Uhr). 


‚Der Herr Präsident Scheuer ist verhindert, die Sitzung 
zu leiten, da er beim letzten Glatteis einen Unfall erlitten 
hat. Er hat mich deshalb mit der Leitung der heutigen Sitzung 
beauftragt. RN 

Zunächst möchte ich mitteilen, daß Herr Abgeordneter 
Brück ausgeschieden ist. Herr Brück hat dies in einem Schrei- 
ben mitgeteilt. An seine Stelle rückt apiningagandf Herr 
Dr. Helmuth Schweig ein. Herr Dr. Schweig hat _das Amt ange- 
nommen und der Landesrat ist somit wieder vollzählig. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten; stelle ich 
fest, daß die Herren Abgeordneten Levacher, Scheuer, Haßler, 
Dr. Dr, Röchling, Braun und Baltes als entschuldigt fehlen. 


Die egi erungskommission ist vertreten durch Herm 


Ministerialäirektor Kuchenbecker, als Staatskommissar. 


Der Altestenrat hat sich damit beschäftigt, wie der 
Verlauf der heutigen Sitzung sein soll. Wir sind uns darin 
einig geworden, daß amer Fraktion eine Redezeit von drei- 
viertel Stunden zugebilligt wird. In dieser Zeit kann zur 
Vorlage und auch gleichzeitig zu allgemeinen Tagesfragen 
a genommen werden. Ic Be jedoch vor, daß wir 
zunächst zur Vorlage sprechen, damit das Gutachten ordnungs- 
gemäß abgegeben werden kann. 


Er a ProX 


Die 


Tagesordnung 
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liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgende Punkte: 


Beratung des Verordnungsentwurfes betreffend: 


lebenswichtige Betriebe (Elektrizität,Gas und Wasser). 
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‚ Ich möchte noch erwähnen, daß die Regierungskommission noch 
Beraee Torzagen in Aussicht gestellt hat und zwar eine Vorlage, 
die gs Gebiet der Sozialrersicherung betrifft, und eine andere 
über sont sinigungsänter. Der Altestenrat hat beschlossen,diese 
gorlage Deir. chteinigungsämter in die Kommission zu verweisen. 


enn Sich kein Widerspruch erhebt, stelle ich hierzu das Ein- 
verständnis des Hauses fest. 


Wir treten nunnehr in die Tagesordn ein. Der Bericht 
der Kommission liegt schriftlich vor, sodaß er nicht mehr vor- 
getragen werden muß. (Siehe Inlass). 
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orsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Becker ! 


38. Becker (DR): Deutsche Volksgenossen! Gestern sind wir in das 
letzte Jah | & 


Jahr der fünfzehn gen Trennung von unseren Vater 
lande eingetreten. Es ist heu in Je 
sind nur noch 364 Tape bis der Tätigkeit der Regie skon- 
mission - Selbst nac dgm Versailler VORERSg - ein Ende ge- 
setzt wird. Umsomehr muß es auffallen, daß die Regierungs- 
kommission in letzter Minute einen Verordnungsentwurf ein- 
reicht, der nur dann Sinn und Zweck haben kann, wenn seine 
Ausführung und Durchführung sich auf Jahre erstrecken würde 
und sich in Jahren auswirken könnte. Das ist nach lage der 
Dinge unmöglich. Dazu kommt, daß dieser Verordnungsentwurf 
mit einer außerordentlich verdächtigen Eile - uns ist zur 
Verabschiedung eine Frist bis zum 12.Januar gestellt worden- 
verabschiedet werden soll. Es gehört nicht viel dazu, zu 
merken, daß hier besondere Dinge beabsichtigt sind. Man 
sagt in der Denkschrift, die dem Entwurf als Begründung 
beigegeben war, daß man vom Standpunkt des Aufsichtsrechtes 
des Staates die Möglichkeit haben müßte, die allgemeinen 
und wirtschaftlichen Interessen der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände einheitlich zu wahren und daß die u der 
lebenswichtigen Betriebe auf das gesamte Wirtschaftsleben 
eine tiefgehende sei. Die Gefahr von Monopolbildungen zu 
ImeuneFen der Konsumenten köune nahe liegen und Allgemein- 
interessen könnten einen Eingriff des Staates in die Preis- 
bildung rechtfertigen, Das sind ee er mit denen 
man alles mögliche begründen kann, teils sind es Theorien, 
die im neuen Deutschland in die Wirklichkeit umgesetzt wer- 
den oder umgesetzt werden sollen. Jedenfalls sind diese 
Gedanken in den Ländern, deren gerne ik Tora die 
eusländischen Mitglieder der Regierungskommission besitzen, 
Llgemein noch se z vonie verbreitet. Man muß daher notwen- 
igerweise zu dem Schlußkommen, daß es der Regierungskon- 
mission gar nicht auf das ankommt, was sie in der Begrün- 
dung zu_ der Vorlage sagt, sondern, daß ganz andere Notive 
die Vorlage veranlaßt haben. Im "Saarbrücker Abendblatt" 
vom 80. Dezember v.Js. sind Mitteilungen ergangen, denen 
2er Garoh Auflage-Nachrichten nicht widersprochen wor- 
en ist. 


(Zuruf des Abg. Detjen(KP): Das Schmutzblatt nimmt 
niemand mehr erst! 


Von Auflage-Nachrichten macht man ja heute reichlich Ge- 
brauch. Nach dieser Darstellung kam es zwischen dem Präsi- 
denten der Regierungskommission und der V.S.E. zu einem 
Konflikt, weil die V.S.E. und das Kraftwerk Mehrden seit 
Monaten versuchten, die Zusammenarbeit der et 6 
und Stromverteiler in einen zweckmäßigeren Rahmen zu bringen. 
Aus Gründen, wie sie auch bei der Lex Karcher mitgespielt 
Raben, will man diese Zusammenarbeit verhindern. will 
iso gerade das Gegenteil von dem erreichen, was man in 
der Denkschrift dargelegt hat. Die mit der V.S.E. geführten 
Verhandlungen bezweckten doch, die Preise zu senken und 
| en. PABaEAn? aBUng und Fusion eine Verteilung der Ab- 
schreibungsguoten und damit eine Fee hr Ark fixen 
Kosten zu erzielen. Es wurde weiter beabsichtigt, eine 
ünstigere Spitzenverteilung, die ja bekanntlich in der, 
lektrizitätswirtschaft eine große Rolle spielt, zu erzie- 
len. Zweck der neu bevorstehenden und der von den Interes- 
senten geplanten Vereinigung war auch die Ausarbeitung 
eines Einheitsvertrages, durch eine gerechte und gleiche 
‚Lösung erzielt werden söllte. | hi 
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Zu welchen Zweck will man in diese Entwicklung ein- 
greif en und warum soll diese Entwicklung gestört werden ? 
Es ist an und ar sich schon ein wahrer Jammer für die 
ganze Saarbevölkerung sie eine Al HTUnE hat, die an 
positiver Arbeit für Be Wohl der Bevölker wenig tut und 
stattdessen nur sich selbst liquidiert. Unerhört ist aber, 
daß sie in diesem Au Me.ck dazu übergehen ill, in die 
für Sie 5 anderer Faktoren des Saargebietes, die "Positives 
1 Beet ee zu leisten aoned, "hemmend einzugreifen. 
ze Vorlage ist nur 5 DE lich infolge der grund- 
getplich. een Einstellung egierungskommission. Die 
skommission geht Auen a2, ur: das Abstjmmup nmUngS- 
ee ttune nicht feststehe, während für uns dieses Resultat 
ebsolut sicher ist und uns zwi S; je dieser Tatsache als 


mit etwas Ge ren zu rechnen. Das Leben, Wirken und Streben 
ar Saarbevölk wird 1985 joch mi Bon eu finde sein und 
r als V Vertrate er Saarbevölk en_die Verantwortung 


nach d B 10. ‚euer 1995 43 die habe Ikerung 20 ao aus a 
n, "ir h haben daher alles dafür einzusetzen, d 
rung ungehindert . VErDEL LEN TG leicht retten | 
Et Die Befugnisse der R egie skommission erstrecken 
Be aber mur =. die Zeit bis 1955, also nur noch auf 364 
.Sie hat kein Recht, mit dieser rang SE. in Pi er- 
Iinisse nach 1935 einzugreifen, Men hat ef 
gie jetzt die Gesetzgebungsmaschine noch recht ange in 
wegung Setzt, um zu zeigen, daß sie.noch da ist. Es gibt 
22 xy: die Re egierungskommi ssion. Johpeunart ‚Aufgaben. 
gleich bei .der Vorlage zu bleiben -, der Regie skommissıon 
get es bekannt, daß Seit Jahren die „Bestrebungen n dahin eye. 
ne zu u ortieren, um auf diese Weise der Saarwirtschaf 
zu helfen. Warum hat die Regie skommission es bisher unter- 
Tapsen, die Wirtschaft in diesen Bestrebungen zu unterstützen? 
Ich bleibe weiter im Ba 00 der Vorlage, wenn ich darauf hin- 
werge. daß d a. kommission in diesem Verordnungsent- 
wurf zum unten auf die Interessen der Arbeitnehmer 
Ameeriogen hat. Gerade im Munde der Regie skommission 
frisdign ‚ener Ausspruch außerordentlich merkwürdig. Zur Be- 
ar Stgung berechtigter Ansprüche der ec 2 de id hätte g20 
skommission in den verflossenen 14 genug Ge- 
en erh Derartige Feen. sollten eigene zu gut 
sein, als daß sie zur Naski von Absichten, die auf ‚gen 
erem Gebiete liegen, in die orlage eingearbeitet werden. 
enn die Regierungs ommission wirklich etwas für die Arbeit- 
nehmer tun will - so hätte sie es in der Hand ‚geh ehabt - durch 
Era sabaschaffung hier manches Mlend zu beseitigen oder zu 
er dern, Ich kann auch da wieder nur auf die segensreiche 
ätigkeit der neuen Regierung in Deutschland verweisen. 


(Zurufe der Kommunisten und Sozialdemokraten: Hört, a 






cherlichkeit! 


in werden es nächstens zu Epren bekommen. Das Arbeitsbeschaf- 
ers Hitler hat sogar auf das Saar- 


unssprog gramm des Reichskanz 
eine günstige Rückwirkung gehabt. 


(Lärm und Toben der Kommunisten und und 5 
daß die Zuischenrufe verloren gehen 


_ Glocke des Vorsitzenden _ 


( Ermeute Zwische e der Linken, die in Durcheinsnder- 
schreien übergehen). 


ozialdemokraten , so- 


- Glocke des Vorsitzenden - 
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Vorsitzender: ( Die Ko 


Abg. a ye weiterfahrenä; Auch hier im Saargebiet ist eine Vermin- 
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ch habe keine Veranlassung, mich weiter mit Ihnen zu unter- 
alten, sondern werde, wenn keine Ruhe eintritt, von meinen 
Befugnissen Gebrauch machen. 


erung der Arbeitslosenzahl eingetreten. Die Verminde 
Arbeitslosigkeit im Saargebiet ist lediglich eine Folge 
ahmen des Reiches. Ohne diese Maßnahmen würde sic 
Arbeitslosenziffer noch vermehrt haben. Auch sonst hätte die 
Regierungskommission Gelegenheit gehabt, die Interessen der 
Bevölkerung zu wehren. an 
\och vor wenigen Tagen waren die Wirtschaftsver- 
treter bei der Regierungskommission. Sie haben ’auf die Schä- 
igungen SuEmarEBen gemach}, die der Saarwirtschaft durch 
die neuen französischen Maßnahmen zur BCWOTUnG der Ein- 
entstehen. Sie konnten dergnt hinweisen, dab nach kur- 
zer vorübergehender Passivität der Handelsbi ‚awischen 
rgebiet und Deutschland nunmehr Deutschland wieder erheb- 
ch mehr aus dem Sanreebiet als umgekehrt das Saargebiet 
von Reich bezieht. Sie haben die Regierungskommission nicht 
im unklaren gelassen, daß die französischen Maßnahmen für 
des geargebict große Schädigungen mit sich bringen müssen, 
daß auch für die Regie skommission selbst ein bedeu- 
tender Einnahmeausfall durch Wegfall eines großen Teiles 
der Zolleinnahmen, der Umsatzsteuer und der Einkommensteuer 
eintritt. Außerdem sei die Versor der Bevölkerung nit 
em notwendigsten Lebensbedarf gefährdet, was zu einem Wie- 
deransteigen der Arbeitslosigkeit als Folge dieser Maßnahme 
ren mb und führen ird.  _ re 
je Regierungskommission könnte sich wirklich ein- 
den Dank des Seargsbietes verdienen, wenn sie hier mit 
r e werden ypd ür Abhilfe Sorge ‚tragen 
ie 


der 
Ler 
die 





ergie vorst Ü 

e, aber wir befürchten, d BE: oprpK Emm Bnion \ 
dazu nicht genügend Zeit hat. Der größte Schaden, der durch 
solche Vorlagen entsteht und auch durch die heutige Vorlage 
entstehen wird, ist der, daß die Regierungskommission an Ih- 
rer Aufgabe, die Wohlfahrt der Saarbevölkerung zu wahren, 
gehindert wird. ir ur 

In der Kommission hat die "Deutsche Front" eine 
Reihe von Fragen an die Regierungskommission gerichtet. 
Die Antworten der Regierungskommission auf diese Fragen sind 
der Presse unmittelbar zugeleitet worden, weshalb ich darauf 
verzichte, sie hier noch einmal anzuführen. Die "Deutsche 
Front" hat auch die Frage des Stromexportes anganchniT hen 
und hat gefragt, ob die Grubenrerwaltung bereit sei, ihre 

»hlen so billig zu liefern, daß die Stromerzeugung verbil- 
Liet werden könne. Sie hat weiter angefragt, ob die Eisen- 
baf a sei, die Kohlen, die zur Stromerzeu dienen- 
in der Regel werden dazu ja Abfallkohlen verwandt- billig 


m 


\ 


unisten versuchen, ihn am Sprechen zu hindern 
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zu befördern. Die Regierungskommission hat darauf geantwortet, 


diese Fragen nit der Vorlage in keinem Zusammenhang stün- 
en, Man weiß wirklich nicht, was man zu dieser Antwort sagen 

pr up man weiß nicht, ob man diese Antwort als "naiv" 
bezeichnen soll, eg ob sie eine andere Bezeichnung ver- . 
dient. Leuchtet der BER DFARgAEORN A AS denn nicht ein,daß 
men gr enders als durch so 
der Saarwirtschaft helfen könnte, daß man der Saarwirtschaft 
such helfen könne, durgh die Abgabe _verbilligter Abfallkohlen 

‚deren verbilligte Beförderung. In der Begründung hat die 
Regierungskommission darauf hingewiesen, wie wichtig gerade 
die Preishöhe für die Allgemeininteressen sei und nun sollen 
diese na der Vorlage nichts zu tun haben. Diese, Ant- 
wort der Regierungskommission ist für uns ein Beweis mehr 


che Vorlagen, durch Strome&port, 


dafür, 
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defür, daß die der Denkschrift gegebene Begründung mit der Vor- 
lage nichts zu tun hat und wir antworten der Regierungskommis- 
sion in gleicher Weise: Die Donkschrift steht mit dem Int 
des Verordnungsentwurfes'in keinem Zusammenhang.” Über die 
a. Gründe schweigt die Regierungskommission sich sehr be- 
redt aus. 
un noch zu Einzelfragen! Wir teilen nicht die Ansicht 
der Regierungskommission, daß ein Verstoß gegen $ 28 des »aar- 
statuts nicht in Frage kommt und daß es sich hier nur um die 
Anwendun des bestehenden Rechts der Aufsichtsbehörde handle. 
83 Recht auf Aufsicht, begründet noch lange nicht das Hecht 
auf weitgehende Eingriffe in das Selbstverwaltungsrecht. Auf 
unsere Frage 6: 


‚Welche Unterlagen haben die Regierungskommission zu 
dem Entschluß gebracht, daß im allgemeinen Interesse 
oder im Interesse einzelner Gemeinden für Elektrizität 


as und Wasser Höchstpreise festgesetzt werden müssen,” | 


het dio Regierungskommission gemmoztns, daß im Interesse der 
Bevölkerung Garanticn geschaffen werden müßten. Wir sind der 
ansicht, daß zur AsAruag der Interessen der Bevölkerung doch 
ie Gomeindeparlamente da sind. Die Gemeindeparlamente können 
och die Preise für Gas, Jasser und Elektrizität kontrollieren 
und können sie selbständig festsetzen. 


Auf unsere Frage 13: 
‚Verfügt die Regierungskomission über Kräfte, die in 


der lage sind obje iv im alleinigen Interesse der 
Saarwirtschaft und der Saarbevölkerung und nicht im 


Interesse eines Interessenten die Staatsaufsicht ausüben 


zu können ? 


hat die eg omiesion in lapidarer Form geantwortet: | 

Selbstverständlich! Auch wenn die Regierungskommission in die- 
sem Brustton der Überzeugun gussprio t_ „selbstverständlich", 
so haben die Erfahrungen mit Persönlichkeiten, die die Regie- 
rungskommission mit ähnlichen delikaten Aufträgen betraut hat, 

per hat, der Bevölkerung keinen Anlaß gegeben, sich durch 
jiese Antwort "solbstverständlich" beruhigt zu fühlen. 


Auf unsere Frage 14: 


"Ist die Regicrungskommission auch bereit, die Aufsicht 
-über die gesamten Betriebe der Grubenverwaltung bezw. 
die Versor sbetriebe der Grubenverwaltung. auszu- 
üben und überhaupt alle Maßnahmen der Artikel 1 bis 4 
auch gegenüber der Grubenverwaltung zu ergreifen? | 


hat die Regierungskommission geantwortet, sie übe ihre Befug- 
nisse im Rahmen des Friedensvertrages aus. Aus dieser Antwort 
geht nicht hervor, ob die ME BSDOF IHN. EmNOn tatsächlich 

eine Aufsicht über die Grubenverwaltung ausüben will oder nicht. 
Henn letzteres der Fall ist, darf eine ausländische Macht im 
Saargebiet machen was sie will, während die Selbstverwaltun 


ai 
Be etionen dor Bevölkerung, die sich in Wahrung ihrer Pflicht 
o 


ft in einem Gegensatz zu. dieser ausländischen lacht befinden, 
in ihrer Tätigkeit gehemmt werden. 


Unsere 
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Unsere Frage 15: 


„Aus welchem Grunde wird der Rechtsweg ausgeschlossen? 


wurde von der Regierungskommission dahingehend beantwortct, 
daß die Entscheidungen sofort ausgeführt werden müssen. 
Dios kann unter keinen Umständen als qusachiaggebend an- 
onchen werden, denn man kann auch auf dem Rechtsweg schnell 
andeln und die oberste Pflicht des Staates muß immer bleiben! 
für Recht einzutreten und für Recht zu sorgen. 


Zu der Frage 18: 


„Merum ist auch in diesem Falle der mehtemag auS- 
BEplossen! zumal ÖOrdnungsstrafen bis zu 100 000 
anken angedroht werden ?,, 


hat die Regierungskommission auf ein deutsches Gesetz ‚und 
war auf das Gesetz über die Bankenaufsicht hingewiesen, . 
b aber die gegenwärtige Vorlage mit diesem Gesetz ver- 

glichen werden kenn, scheint mir sehr zweifelhaft. Es ist 
ber auch grundsätzlich festzustellen, daß die hier im 
aargebiet eingesetzte Regierungskommission nicht berech- 

tigt ist, aleselben Naßngfinen zu treffen, wie die deutsche 


Regierung. Die deutsche Regierung ist eine nationale auto- 
ritäre Regierung. 


(Zuruf des Abg. Hey(KP): Eine Blutregierung, eine 
Nörderregierung ist das ! Eine Brandstiftcerregierung! ) 


- Glocke des Vorsitzenden - 
rsitzender: Herr Abgeordneter Hoy, ich rufc Sic zur Ordnung. 


8. Beckor (DF) fortfahrend: Dio doutsche Regierung kann solche Ver- 
ordnungen mit Fug und Recht erlassen. Der Tätigkeit der 
egierungskommission sind aber viel engere Grenzen gezogen. 
Die 1 mag das bedauern, aber das ist nun 
einmal so. 
us all diesen Gründen muß die deutsche Front diese 
Vorlage ablehnen. Sie gibt ihr Gutachten in diesem Sinne ab. 
Sie ist aber auch für eine Ablehnung der Vorlage 
weil sie der Meinung ist, daß die Regelung dieser Frage für 
das letzte Jahr der Re erunegtätiekeit nicht mehr notwendig 
erscheint, und weil nach der Rückgliederung des Saargebietes 
diese Frage von berufener Seite neu geregelt werden wird. 
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(Bravo- Rufe der Deutschen Front !) 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Lorenz ! 


Abe. Lorenz (KP): Meine Dame und meine Herren! In dem Leitartikel 


der heutigen Saarbrücker Zeitung steht zu lesen, daß heute 
in einem Jahre die Frist für das Regime abgelaulen ist,dann 
tritt es ab von der Bühne des politischen Spiels. Wir sind 
der Auffassung als Kommunistische Fraktion, daß, wenn man 
schon daran erinnert, daß jetzt 14 Jahre vorbei sind,daß 
es dann vor allen Dingen notwendig ist, von dem Gesichts- 
BapRve sus zu untersuchen, wer wird möglicherweise in einen 
ahr abtreten müssen ? VARER Ri 
Wir glauben nicht diejenigen, die sich a a 
24 mal wiederholen müssen, 95 % der Bevölkerun des »aarge- 
bietes stehen bei der Deutschen Front. Wir sind der Auffas- 
sung ‚daß die Kommunistische Partei und die Kommunistische 
Fraktion des desrates mit un Recht von sich behaup- 
ten können, daß die werktätige Bevölkerung des Saargebietes 
hinter ihr stehen. 


(Gelächter und Zurufe aus der Deutschen Front!) 


Zar Deutschen Front gewendet: Sie haben in der Vergangen- 
heit, in den 14 Jahren nicht eine einzige Maßnahme der Re- 
a bekämpft, das, was ihr die vergangenen 
& ar gemacht habt, war nichts anderes, als die Politik 
der Regierungskommission mit aller Konsequenz zu unter- 
stützen und Verrat am deutschen Saervolk zu üben. 
Eine zweite Frage, die zu stellen ist, ist die,wo 

es jan einen lebendigen Zeugen gibt für ihre schändlichen 
Schurkenstreiche und Gesindeltätigkeit, dann geht es ihm, 
wie es vor 24 Stunden van der lubbe gegangen ist. Wenn man 
sich die Vorkommnisse der letzten Tage im Sasrgebiet vor 
Augen führt, so haben Sie ( zu der Deutschen Front) auch 
nicht das geringste Recht zu behaupten, daß 95 % der"Saar- 
bevölkerung zu_Ihnen stehen. Ich greife nur die Berichte 
Ihrer eigenen Presse heraus. Daraus kann man feststellen, 
daß Herr Röchling seine Arbeiter zu einer UBAEBDUDE auf- 
gerufen hatte. Er mußte eine Viertelstunde warten und da 
waren noch keine Arbeiter da. Trotzdem erklärt Herr Röchling 
aber bei jeder sich bietenden Gelegenheit, daß er der Ver- 
treter von 95 % der Saarbevölkerung ist. Ich habe schon ein- 
mal darauf hingewiesen, daß zwei Kinder von 12 und 11 Jahren 
bei Mettlach von Landjägern im Straßengraben aufgegriffen 
wurden. Als sie gefragt wurden, warum sie nicht angezogen 
seien und warum Sie betteln gehen, antworteten die Kinder, 
sie hätten nichts zu essen und nichts anzuziehen. Auf die 
Frege, ist euer Vater arbeitslos, antworteten sie, nein,er 
arbeitet bei Röchling und verdient da nicht genug, um uns 
Essen und Kleider kaufen zu können. 


(Zuruf des Abg. Hey(KP): Das ist die richtige Dantnche 
ront! 
Wenn die Leute sich dann hierher stellen und behaupten, sie 
würden 95 % der Bevölkerung des Saargebietes vertreten, so 
tun sie das deshalb, weil Sie aus Fursht und Angst vor der 
Abrechnung der Arbeiter sich diese hohle Phrase tägäich 
zweimal wiederholen müssen. Die Bevölkerung soll und muß 


wissen, wie diejenigen aussehen, die sich als die deutschesten 


der Deutschen aufwerfen, uud mit deren Zustimmung die Führung 
der Bluthenker-Regierung in Deutschland möglich ist. 


nz 


orsitzender: Herr lorenz, ich muß Sie kitten, derartige Ausdrücke 


zu unterlassen und rufe Sie zur Ordnung. 
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leine Herren! Sie regen sich darüber auf, das kann ich ver- 
stehen, und zwar sage ich: eine Regierung, die es fertig 
bringt am einem einzigen Tage 6 Arbeiter auf bestialische’ 
Art und Weise enthaupten zu lassen, verdient nur die Bezeich- 
nung Blutregierung. 


- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Ich rufe Sie zum zweiten Mal zur Ordnung, Herr lorenz, 


und mache Sie auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes auf- 
merksan. 





(Zuruf des Abg. Bommer (KP): Das ist doch wahr!) 


Abg. Lorenz (KP) fortfahrend: Eine Regierung, die sich nur dadurch 
halten kann, daß sie auch nicht die a A er an ihrem 
Regierungssystem von katholischen ung eragseli schen Geist-. 

7 ya dulden kann, ist vor der Arbeiteröffentlichkeit gerich- 
et. 
- Glocke des Vorsitzenden - 

Vorsitzender: Herr Lorenz, ich bitte Sie, zur Sache zu sprechen. 


Abg. Lorenz {KP) fortfahrend: Eine Regierung die nach außen hin so 
ihre Macht demonstriert und aus Furcht vor der kommenden Stun- 
de der Abrechnung der Arbeiter und Werktätigen nicht einmal 
dulden kann, daß zwei katholische Geistliche in der Kirche 
ein Amt lesen für die zwei ga dere Arbeiter in Deutsch- 
land, die kann uns doch nicht beibringen, daß sie für ewig 
Regierung in Deutschland ist, die kann uns im besten Falle ... 


- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Ich fordere Sie jetzt auf, zur Sache zu reden. 


Abe. Ingens (EP) fortfahrend: Ich bin ganz bei der Sache. Ich mache 
darauf aufmerksam, daß ich mich insofern an die Tagesordnung 
halte, als ich auch Ihnen sagen kann, Herr Präsident, wenn 
Sie die Kritik der werktätigen Bevölker nicht vertragen 
können, so kann ich das verstehen. Sie_haben den geringsten 

‚ bei den Ausführungen des Herrn Becker betr. Tätigkeit 
der Hitlerregierung Ihre Zustimmung zum Ausdruck zu bringen. 
Denn, wie der Herr Schmelzer dies im Landesrat ja schon _be- 
stätigt hat, hätten Sie_ja das margsbiet schon längst dahin 
gebracht, wo von einer Erhebung an der deutschen Saar nicht 
mehr die Rede hätte sein können. 

0... „Ich mache darauf aufmerksan, daß die Regierungskon- 
mission in der letzten Kommi gsionssitzung eine Verordnung an- 
inriet hat, nach der die Sozialversicherung im Saargebiet 
Senz bedeutend verschlechtert wird. Die Begründung der Regie- 
rungskommission ist folgendermaßen: Wenn eine solche Verschlech-I 
terung bereits in Deutschland durchgeführt ist, ist es die lo- 
behanei: Zwengsläufigkeit, daß die Regierungskommission dieselbe 

ERLEBT such im Saargebiet übernimmt. Meine Herren, 
wenn, - ich weiß nicht, ob gu den Tribünen Pensionäre oder 
Invalidenrentner sind- die a im Saargebiet 
versucht, ihre faschistischen Maßnahmen hinter der faschisti- 
schen Blutregierung in Deutschland zu verbergen, so deshalb, | 
damit die werktätige Bevölkerung sieht, daß sie mit der hegie- 
Irene im Seargebiet den Hitlerfaschismus in Deutsch- ° 
land nicht bekämpfen kann und dann aber auch insbesondere nicht 7 
mit den Parteien, die der Regierungskommission geholgen haben, 
dahin zu kommen, wo die Regierungskommission heute ist, mit, 
ihren fascistischen Maßnahmen die Arbeiter und llerktätigen im 
Saargebiet zu unterdrücken und auszuplündern. 
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Eine andere Angelegenheit, die auch hier erörtert werden 
muß und zwar deshalb, weil man nach unserer Auffassung versucht, 
ein großes goLtkagch es Geschäft daraus zu machen, aus jener Tat- 
sache, daß der Saarländische linister Koßmann zu dieser Denk- 
schrift an den Völkerbund seine Zustimmung nicht gegeben hat 
oder seine Unterschrift. Wir sagen: Die Lrwerbslosen sollen es 
sich überlegen. Der Mann wird heute von der Deutschen Front 
so ee und was hat dieser Nann in der Regierung, 
vom ersten lage Seiner BEL PEIER IST LEKOT am getan‘ Ihr EBr- 
werbslose, soweit ihr Sozialversicherte seid, jede Verschlechte- 
rung, die ihr in den letzten 14 Jahren erlitten habt, trägt die 
Unterschrift des künisters Koßmann. 


(Zuruf des Abg. Becker(DF): Und die Verbesserungen?) 


Ausgerechnet der lüillionär Becker stellt die Frage nach den Ver- 
besserungen, er stellt sie hier, weil er unter dem Schutze der 
Re ekommi gain die BEI TARE ICHen, FREUOnBerUngen gehabt 
hat, Ich war unlängst mit einer ee Jägersfreuder Berg- 
arbeiter bei Koßmann, da erlaubt sich Koßmann zu der Delegation 
zu Sagen:"Neine Herren, glauben Sie mir, ich als Minister bin 
nur da für die BRBETSTRREDGETER: Soll ich Ihnen sagen, was 
die Delegation gesagt hat 7? Sie hat gesagt, als wir das Regie- 
rungsgebäude verliebeh, " wir sind schon viel betrogen worden 

in unserem Leben, aber noch nie so, wie heute morgen. 

Zu der Verordnung selbst möchte ich bemerken, daß 
erhebliche Gegensätze in sich birgt und zwar der gemeinnützige 
Zweck auf der einen Seite und das rein erwerbsmäßige ‘auf der | 
anderen Seite. Sie spricht von gemischt-wirtschaftlichen Betrie- 
ben. Wir wollen unte”suchen die Preisstellung für Gas, Wasser 
und Elektrizität in den Gemeinden und wollen einmal untersuchen 
die Ausbeutung der Arbeiter in der Privatindustrie. Und wir 
werden sehen, daß die ee unter RE und 
der französischen Grubenverwal une es in den letzten 14 Jahren 
bestimmt nicht an einem einzigen lag haben fehlen lassen, an 
der größtmöglichen Ausbeutung der Arbeiter, der Werktätigen | 
im Saargebiet- in jeder Beziehung. Natürlich versucht die Regie- 
rungskommission heute ihre Verordnung, die nichts anderes er- 
reichen soll als die Möglichkeit der Regierungskommission in 
die Hand zu geben, daß gegen die Bergarbeiter, die um ihre 
Lebensinteressen in den Streik treten, die ganze (lucht des 
Staatsapparates eingesetzt werden kann. Diese Verordnung ver- 
sucht die Regierungskommission mit einer hohlen Fhrase zu be- 
Brünn und zu entschuldigen. Sie Bapt, daß.es auch darum geht, 

ie Verordnung da und dort zu handhaben, wo es um berechtigte 
Interessen der Arbeitnehmer sich handelt, Meine Herren, wir 
stellen als Kommunistische Fraktion heute die Frage in diesem 
Sinne. Wo und in welchen Fällen hat die Regierungskommission 
seit ihrer Tätigkeit im Saargebiet aber auch nur ein einziges 
Mel im Interesse der Arbeiter gehandelt und stellen die zweite 
Frage: Wieviel Beispiele gibt es, wo die heute von der Deutschen 
Front so schwer befehdete Regierungskommission mit_ allen ihr 
zustehenden lachtmitteln eingegriffen hat, um das Privateigen- 
tum der deutschen Kapitalisten und dasjenige der französischen 
Kepitalisten gegen die werktätige Bevölkerung im Saargebiet 
zu Schützen und ku verteidigen. Ich erinnere an die verschie- 
denen Streiks der Schwerindustrie im EERTEREIRN, ich erinnere 
en die Streiks im französischen Bergbau. Ich erinnere an die 
Kämpfe der Arbeiter in den verschiedenen kleinen Betrieben;in 
den Kommunalbetrieben, immer und überall wurde die staatliche 
Macht eingesetzt, um die Arbeiter niederzuschlagen, um die Ar- 
beiter dazu zu bringen, daß sie für einige (entimes Stundenlohn 

im 


FREE ENT EEE EEE 2 EEE 





Syyarag 9 y>sSı yd »+bous,T Us 204 g4005 H 7 






12022: 


7v 








B . Y 2 - > \ nl ] ‚ g ( er" { Dan 5 na r > g 
4 ’ hi ’ & gut \ y Pr £) >) TE Pe A \ . N “ & er Pe WuND x ’ 
er v u “u (1 j\ EN D ihr“, Bury SE," a = 7 N r \ - Pa a0 - — — Zum TR 
P} » r) Er, 127 wer \ m Lei i - ‘ Te . “ K . a | als B Yu D 
{ N . A) br J! y Ai # [Ba" er A, , u - N, vb ae b - } u fe } . BN. y 
A » ‚ r " en ww 2 TE er NZ, 2 “ GE ‘ } \ * ne LEI > B-.\ | Tue u m FE % Dr ah f 
u BrE ., EEE U _ ® EEE u ö Bun 





Vs 16 


16] 


im Saargebiet sowohl für den imperialistischen als auch für 
den französischen Imperialismus arbeiten. Das ist ganz klar 
daß die Leute von der Deutschen Front, die ja heute für 1985 
jummung machen wollen denn wehe ihnen, wenn sie 1935 vor 
ihren Führern Rechenschaft ablegen müssen und sie haben die 
Sache nicht genügend gemacht, dann könnte ihnen passieren, 
daß mancher unter ihnen mit uns das Konzentrationslager teilen 
müßte. Wir sagen, da sie dauernd aarenhen, Yon 95 %, wir werden 
keine Veranlassung haben, uns nit dem NMüllionär Becker und Herm 
Röchling um diese Frege zu streiten, deshalb nicht zu streiten, 
weil wir wissen, daß die Werktätigen so überzeugt sind, "daß 
bei uns absolut kein Zweifel besteht.MWeil das der latsache 
entspricht, möchte ich darauf aufmerksam machen: Die Hitler- 
regie mit ihrer tatkräftigen Unterstützung wollte vier 
eklagte Kommunisten dem Henkerbeil ausliefern. Millionen 
Arbeiter in Deutschland ,zehntausende im Saargebiet, Millionen 
Arbeiter in der Welt haben es durch ihre Kraft möglich ge- 
macht, der Regierung die vier angeklagten Kommnisten zu ent- 
reißen, zum mindesten vor dem Fallbeil zu retten, Und dann 
wollen Sie Bagen, die Arbeiterschaft stünde bei Ihnen, die 
Arbeiter stünden bei der Regierung, die Arbeiterschaft wäre 
bereits so weit, daß, wenn man täglich ihre Klassengenossen 
m aeptet daß sie dann solch einem blutigen Regiment in ir- | 
end etwa huldigen könnte. Wir sind außerdem der sertenkung / 
8, wenn man in der Denkschrift die Frage aufrollt, die ö Fent- 
liche Ordnung zu gewährleisten, so stellen wir hier die Frage: 
Durch wen ist die öffentliche Ordnung im Saargebiet gefährdet. 
Seit sagen ist der Regierungskommission bekannt, daß die drei 
Mörder des Arbeiters Herbert Becker unbeschadet im Saargebiet 
herumreisen. Die Regierung greift nicht ein, die Regierüngskon- 
mission schützt also denjenigen, der einen Arbeiter erschossen 
het im Auftrag derer, die hier vorgeben, 9% % der werktätigen 
Bevölkerung zu vertreten. Und wenn der Saarbevölkerung solche 
drastischen Beispiele des Zusammenarbeitens in der Niederschla- 
gung der Arbeiter zwischen der Deutschen Front und der Regie- 
runeskommission geliefert werden, dann wird man zu der Überzeu- 
gung kommen müssen, daß eine solche deutsche Front das Recht 
nicht haben. 

Men streitet sich hier, wenn man eine Vorlage der 
Regierungskommission vorgelegt bekommt. Die Deutsche Front war 
so erschreckt, daß das ge sie wrvorbrachte, Z1_Fragen 
waren, worauf die Regierungskommission Antwort erteilte. Ich 
wende mich an die Arbeiter und die Tribünenbesucher und stelle 
de en Der geschieht das ? Das geschieht deshalb, um 
1) die Arbeiter und Werktätigen zu irritieren, 2) sie von ihren 
Interessen abzuhalten und 5) um eines schönen Tages das Schacher- 

Era um das Saargebiet zur Durchführung bringen zu können. 
enn die Regierungskommission sich in ihrer Vorlage um die 
Kom etenz streitet, daß man einen Staatskommissar einsetzen soll, 
so können wir im Auftrage aller Werktätigen sagen, die Regie- 
skommission hätte die Möglichkeit, den Arbeitern zu bewei- 
em. > es nur um die Werktätigen geht. Unsere Anträge sind 
olgende: 

. , ‚Wir beantragen, daß die Löhne der Arbeiter in den 
lebenswichtigen Betrieben und allen Kommunalbetrieben um 15 Pro- 
zent erhöht werden. \ienn wir diese Forderung stellen, so tun 
wir dss nur deshalb, weil das Iohnnivesu der Arbeiter zu gering 
ist. Wenn man sich einmal der llühe unterzieht, und geht in die 
Ulanenkaserne, 70 er Kaserne und in den Dragonerstall, dam 
sieht man Bilder, die ee Beschreibung spotten, wenn man Fa- 
milien mit 7 und mehr Kindern sieht, von denen keines in der 


lage ist, die Schule zu besuchen, dann sagen wir der Regie- 

rungskommission, daß sie hier am besten helfen kann, wenn sie 

den Arbeitern und Werktätigen überhaupt helfen will. Das u 
und _ 
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und wollen Sie (zur Deutschen Front) nicht, da die Deutsche 
Front, die Partei des Großkapitals ist und die nur eine Auf- 
gabe hat, die Interessen des Großkapitals zu vertreten. Iibenso 
müssen die Gehälter der unteren und mittleren Beamten erhöht 
werden, um die it. Lebensansprüche zu erfüllen. Der 
Herr Becker sagte ja, er würde der Bevölkerung vertreten, 
und ich sage ihm, er vertritt 95 % der Millionäre, das wird 
euch stimmen, aber sonst nichts. 
Wir stellen die weitere Forderung, daß die Hegie- 
skommission alles unternimmt, um das Feler-und Krümper- 
schichtensystem zu beseitigen, das würde sie tun,wenn sie 
keine kapitalistische Regierung wäre. Wir sind weiter der Auf- 
ABaRanG, daß bei dem heutigen Gesundheitszustand der Arbeiter, 
jedem Arbeiter ein bezahlter Urlaub BeRaazt win. 22 der größ- 
en Zahl der Betriebe ist heute der Urlaub beseitigt. Bei 
goohline und Otto Wolf wurde _ der erste Schritt dazu gemacht. 
So sieht die Vertretung der Interessen der Werktätigen aus. 
Wir sagen, der Arbeiter bei seiner din en Not-und Elendslage 
hat das größte Recht darauf, einen bezahlten Urlaub zu erhal- 
ten und zwar mit vollem Iohn. Deshalb verlangen wir einen 
14 tägigen bezahlten Urlaub für alle Arbeiter, ganz gleich _ 
wie lange der Arbeiter in a EE steht. Wenn die Hegie- 
rungskommission etwas machen will, dann soll sie die Preise 
herabsetzen und_soll einmal untersuchen, ob die Bezahlung von 
Gas,Wasser und Licht für notleidende Arbeiter nicht ganz nie- 
dergeschlagen werden kann. Viele Erwerbslose können kein Licht 
mehr brennen, weil ihnen der Strom abgesperrt wurde, Ich war 
mit einer Delegation beim lohlfahrtsminister Koßmann und erg 
ihm die Not der armen Erwerbslosen vor. Mir wurde erklärt,da 
durch diese Forderung, die Bez ermmerkonni suion sich verhöhnt 
gefühlt habe, Wenn man einem Arbeitslosen 3 kbm umsonst liefern 
soll, dann ist das eine Verhöhnung der Rap STIER NONE EIOR- 
Ich erinnere daran, daß gerade die Deutsche Front anläßlich 
der Steuerberatung im a Jahre 6 oder 7 Steuervorlagen 
bedingungslos genehmigt hat. Wir sind der Auffassung, daß man 
den Arbeitern und unteren und mittleren Beamten und estell- 
ten, deren Gehalt unter 2000 Franken monatlich liegt, Gas,Was- 
ser und Strom zum »Delbstkostenpreis liefern, denjenigen Werk- 
tätigen und lüttelständlern auch zum Selbst Panne lus 
0 %. Diejenigen, deren Gehalt zwischen 3000 und 5000 Franken 
liegt, zahlen zu dem sonst üblichen Preis einen Zuschlag von 
50 %, "Diejenigen, deren Einkommen zwischen 5000 und 1l0000 Fran- 
ken liegt, zahlen einen Zuschlag von 100 %. Diejenigen, deren 
Einkommen über 10000 Franken liegt, zahlen einen Zuschlag von 
200 Prozent. Dann wäre es so, d der Erwerbslose, der kein 
Einkommen hat, keinen Stron, Gas oder Wassergeld_ zu zahlen 
braucht. Minister Koßmann und Überbürgermeister Dr. Neikes,_ 
der mit Au Ammng 067 Deutschen Front 26000 Reichsmark bezieht, 
und andere Leute dieser Kategorie können gut höhere Preise 
bezahlen. So stellen wir die Frage und so kann man nach un- 
serer Auffassung die Not lindern. 
| Ich möchte noch Em. wenn wir bei jeder Gelegenheit 
immer und immer wieder auf die Forderungen der Arbeiter hin- 
weisen, so tun wir es unter dem Burn. daß die Arbeiter 
und Werktätigen und auch unsere Führung die Durchführung aller 
Forderungen erkämpfen müssen, denn wir geben uns keinen Illu- 


kommen werden. Wenn es einmal Wirtschaftsbetriebe geben so 
dann gehören diese Betriebe zuerst in die Hände der Arbeiter 
und Werktätigen. Und das ist das Ziel, das wir uns als Kommu- 
nistische Partei gestellt haben. Unter diesem Gesichtspunkt 
sagen wir, mit den Volksausplünderern in Deutschland uAd im 
Seargebiet und mit der Regierungskommission, die mit schärfsten 


faschistischen 


sionen hin, daß die jetzigen Regierungen den Arbeitern u 
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faschistischen Maßnahmen regiert, werden wir abrechnen, wir _" 

werden sie schlagen, siegreich werden wir sie schlagen und di& 

RM werden frei sein in einem sozialistischen häte-Deutsch- 
820. 





(Bravo-Rufe der Kommunisten) 


orsitzender: Der Ordnung halber möchte ich feststellen, daß der kon- 


munistische Redner 32 Minuten gesprochen hat. 


(Zuruf des Abg. Hey(KP): Das können Sie unterlassen! ) 
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Vorsitzender: Das \lort hat Herr Abgeordneter Fetri! 


Abg. Petri (SP): Meine Dame und meine Herren! Gegen die Vorlage der 


egierungskommission, den lebenswichtigen Betrieben für Elek- 


trizizät, Nasser und Gas den Charakter der Gemeinnützigkeit 
zu erhalten, haben wir keine Bedenken. Das öffentliche In- 
teresse für die zuverlässige und preiswerte Versorgung der 
Verbraucher mit diesen Produkten ist in, jeder Beziehu 

stark vorhanden. Deshalb soll auch die Öffentliche Nan 
nicht nur Einfluß auf diese Betriebe haben, sondern soll 
führend sein, damit sie nicht dem privatwirtschaftlichen 
Interesse auf Gedeih und Verderb überantwortet werden. 

Die Elektrowirtschaft des Saargebietes wurde in 
jahrelangen mühsamen Aufbau auf der Basis der ©aarkohle 
errichtet und hat sich zu einem leistungsfähigen Faktor der 
Energiewirtschaft entwickelt. Ein hartnäckiger Kampf mußte 

eführt werden zwischen Ruhr und Saar d.h. zwischen VSE 
nd RE, um der Saarkohle den Absatz zur Erzeugung von Elek- 
trizität im eigenen \irtschaftsgebiet zu erhalten. _ 

. Schon war die RUE, durch die Weiherzentrale in das 
msgebi et eingedrungen. Viele Gemeinden waren bereits durch 
heimlich still und leises Einschleichen der RWE-Vertreter 
zum Abschluß von Stromlieferungsverträgen mit dem RiE in 
Verhandlungen getreten. Ahnungslos wären viele darauf ein- 
geschnappt und hätten dadurch hunderten von Bergarbeitern 
im Seargehiet den Existenzboden entzogen. Rechtzeitig wur- 
de die Gefahr von lirtschaftsführern und Politikern der 
Arbeitnehmerschaft erkannt. Es war der von ihnen so geäch- 
tete liax Braun und der Bergarbeiterführer Julius Schwarz, 
die mit anderen Herren den privatkapitalistischen Anschlag 
abschlugen. Die Herren Neikes und Röchling und ihr Anhang 
rührten sich damals nicht. 

Durch regelrechten Aufklärungsdienst wurden die 
Saargemeinden von den Verträgen mit dem RUE abgehalten,da- 


mit sie nicht wirtschaftlich ihre eigenen Totengräber wurden. 


Auch die damalige preußische Regierung hat__ mit dazu beige- 
tragen, daß der Machthunger der Ruhrkapitalisten, die das 
R.W.E. beherrschten, von der Saar ferngehalten wurde. Da- 
mals betrug die Stromabgabe der VSE jährlich 20 Millionen 
kl, heute über 70 Millionen. Die Werbearbeit für die VSE 
hat also 2 Erfolge gezeitigt. 

| je Mitarbeiter an diesen Erfolgen haben jetzt 
ihren Lohn erhalten. Die Aufsichtsratsmitglieder Max Braun, 
Julius Schwarz, der Vertreter der Kommunistischen Partei 
Horr Detjen, wurden auf kaltem Wege herausgedrängt. Die 
Vertreter der kleinen Gemeinden ebenfalls. Der Aufsichts- 
rat wurde von 24 Mitgliedern auf 12 verringert. Man will 
unter sich sein. Die Herren Neikes und Röchling wollen 
ihre außerordentlichen Elektrokenntnisse, die Sie beim 
Kraftwerk Wehrden "studiert_" haben, anscheinend auch bei 
der VSE fortsetzen; Ein so lukratives Geschäft hat seine 
Reize und spornt zu weiterem Eifer an. 

Wenn Herr Röchling hier wäre, würde ich ihn fra- 
en:" War der Verkauf der Zentrale liehrden kein ungeheurer 
kandal 7?" Sie mit den Leuten, welche das Geschäft damals 

gemacht haben, Herr Neikes und Herr Ambrüster, gehören 

vor den Staatsanwalt. Eine alte Zentrale, welche noch auf 
Röchling'schem Boden steht, mit einer Kapazität von kaum 
26000 kl mußte mit ca 10 Millionen Mark bezahlt werden. 

Um sich ein Bild von der Überzahlung zu machen, müssen 

wir uns emzegemwer Ti gen daß 1 ki einer ganz modernen 
neuen Zentrale ungefähr 200 Mark kostet. Mithin wäre die 
Zentrale, wenn sie ganz neu gewesen wäre, ungefähr 5 Mil- 
lionen Mark wert gewesen. Hierbei ist aber zu beachten, 
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daß bei ciner solchen Zentrale die Gestehungskosten viel nied- 
riger sind, ferner daß die Zentrale \lehrden alt war, und daß 
mithin ein grober Belrag hätte abgeschrieben werden müssen. 
Es wäre dann der \iertbetrag auf ca. 4 lüillionen liark gekommen. 
Aber Herr Röchling brauchte das Geld und verstand es, ein Ge- 
schäft zu machen, und zwar so gut, daß er flüssige luttel be- 
kam und zu gleicher Zeit aber noch mit 25 % beteiligt blieb 
und sich ein Veto-Recht im Vertrage sichern ließ und jede 
[erh gung des Stromes ihm zugute kam. Durch die Abnahme 
der Stadt Saarbrücken wurde die Erzeugungsmenge vergrößert 
und dadurch der Gestehungspreis verringert. Herr Röchling 
machte wieder ein Geschäft und die Gesellschafter können noch 
heute nichts ohne ihn unternehmen. Er kann durch sein Veto- 
Recht alles inhibieren. | 
Der Landrat von Saarbrücken, Herr Vogeler, der an 
und für sich mit der '\ehrden G.m.b.Il. nichts zu tun gehabt 
hätte, beteiligte sich ebenfalls mit 25 % an derselben und 
zwar mit vollaufgenommenem Gelde. Den Herren Neikes und Voge- 
ler, ihnen kann es ja gleich sein, ihre Fehldispositionen 
gehen ja zu Lasten der Steuerzahler. Jahrelang bezog man den 
trom für die Stadt Saarbrücken von Röchling zu einem Strom- 
preis von 29 cts. pro ki, während man denselben um ca. 8 - 9 
cts. billiger von der VSE bekommen hätte. ienn man berück- 
bh aß die Stadt Saarbrücken 45 liüllionen kl ver- 
braucht, "so | | 
Jeriich. Sind das nicht Skandale, die zum Himmel stinken ? 
st_es hier nicht höchste Zeit, daß die Regierung eingreift ? 
In Privatwirtschaften hätte man Leute, die solche Fehldisposi- 
tionen treffen, bereits längst vor die Türe geschmissen und 
sie EmureRptlichtie emacht. Um nun einen Teil der Verluste 
zu decken, geht man hin und zwingt die VSE einen Stromlie- 
ferungsvertrag mit 'Tehrden abzuschließen. X | 
Durch diesen Bert rag Eehen laut Berichten, die mir 
zugegangen sind, der VSE jährlich über Fr. 400 000.- verloren. 
Dafür bezieht Herr Röchling seinen Strom billiger. Um nun ein 
weiteres Geschäft zu machen, nistet sich Herr Röchling in die 
VSE ein und will, ähnlich seinem Großbruder Thyssen über die 
Elektrizität und das Gas in die Kohlenwirtschaft hinein. Und 
nun geschieht das Unbegreiflichste, das man machen kann. Mit 
Hilfe der Preag,Berlin, d.h. des preußischen Staates, wird 
Herr Generaldirektor Rodenhauser, der folgsame Intimus des 
Herrn Röchling, der nur Ja und Amen zu sagen hat, als Vor- 
standsmitglied in die VSE on, pen amit ist die privat- 
wirtschaftliche Interessenwirtschaft vollständig und das Ge- 
schäft für Herrn Röchling und die Zubringer wird blühen und 
Früchte tragen. Hu 
Die Aufsichtsratsmitglieder werden von 24 auf 12 
reduziert, damit hinter den Kulissen dies alles besser’ge- 
schoben werden kann. Unser Vertreter der Dtadt Neunkirchen 
bekommt ebenfalls den Stuhl vor die Türe gesetzt. Über Ver- 
träge, die Herr Neikes früher mit La Houve abgeschlossen hat, 
geht er kaltschnäuzig hinweg und kümmert sich nicht darum, 
ob die größten Frozesse dadurch entstehen. Er braucht es ja 
nicht zu zahlen, die Steuerzahler müssen ja dafür herhalten. 
Herr Röchling und Herr Neikes verstanden es, ihre 
Machinationen mit dem sogenannten nationalen Mäntelchen zu 
umkleiden und die sogenannte "Deutsche Front" macht dies mit. 
Innerlich sind_sie nicht alba Aegner der Verordnung, das weiß 
ich bestimmt. Ich erinnere bloß daran, daß Herr Schmoll jahre- 


lang über dieses in seinem Haus-und Grundbesitzerblatt gegen 
die Herren Neikes und Röchling geschrieben hat. 
Die Regierung darf hier nicht mehr Aunahen. nee den 
ommun.en 





kommt man auf den a Fe ca. 3 600 000 Franken. 
i 
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Kommunen weitere unheimliche Schäden entstehen. Herr Röchling 
sitzt oft in Berlin, schwänzelt um Herrn Hitler herum, diniert 
mit ihm und macht seine Geschäfte mit dem Franzosen de .endel. | 
Aber Geld stinkt ja nicht. Er verkündet dann laut in der Zei- | 
tung, er hasse die Franzosen im Saargebiet, aber nicht die- 
jenigen über der Grenze. Hier ist er der große nationale. 
ann, drüben teuft er bei Falkenberg Schächte ab durch die 
Gewerkschaft Alexander. Durch diese Arbeiten macht er ein, 
doppeltes Geschäft. Der Umfang desselben beträgt ca. 40 Mil- 
lionen Franken. Zu diesem sehr hohen Gewinn setzt er noch 
seinen Zement ab. Ob diese Kohlengruben später dem = 
biet Konkurrenz machen, darum kümmert er Sich nicht. Da 
Herr Röchling den besten Deutschen im ‚aurgebiet abgibt, 
ist kein Geheimnis mehr. Er hat ein altdeutsches Herz,neu- 
erdings eine nationalsozialistische ER SE und einen 
internationalen weit dehnbaren Geldbeutel. Als Vertrauens- 
menn Adolf Hitlers hat er ng öfters Interviews. Sein 
letztes _Interview klang dahin aus, daß bei Einzug Hitlers 
in das Saargebiet Repressalien gegen 50 Rädelsführer er- 
Prem werden. '/en er damit meint, weiß jeder politisch 
enkende. 
Herr Röchling hat sich deutlich ausgesprochen, seine 
Drohung wird registriert und aufbewahrt für die Zeit, wo 
die Rädelsführer seiner Sorte sich zu restfertigen haben 
vor dem kommenden Volkstribunal. Herr Röchling gehört zu 
ädelsführern, die den iohlfahrtsstaat beseitigt haben,den 
hnanteil des Arbeiters immer mehr beschneiden, das freie 
Denken unterdrücken, das litbestimmungsrecht der proletari- 
schen Bevölkerung in Staat, Kommunen, im Betrieb und öffent- 
ichen Einrichtungen ausschalten, den Haß gegen andere Völ- 
ker schüren und dem nächsten Krieg den !leg bereiten, um er- 
neut Nüllionen von Menschen dem Rüstungsmoloch zu opfern. 
..... Die sogen. Deutsche Front hat an die Regierungskon- 
mission die Frage gestellt, ob die Grubenverwaltung bereit 
sei, ihre Kohlen so billig zu liefern, daß die Stromerzeu- 
gung verbilligt werden kann. Die Kohlenpreissenkung bedeutet 
ür die Bergarbeiter im Saargebiet eine KONBRORERER und mag 
sich die sogen. Deutsche Front mit diesem Odium belasten, 
die geringen löhne der Bergarbeiter noch erbärmlicher zu 
gestalten. ir stellen uns derartigen Absichten entgegen 
und erwarten, daß die Bergwerksdirektion diesen Unkenruf 
nicht beachtet. Der Kohlenpreis stellt zur Stromerzeugung 
nur einen Bruchteil des GeSstehungspreises pro k' dar. Die- 
ser beträgt ca. 5_bis 9 cts. pro ki, während der Verkaufs- 
pzBie pro ki. 2.-Franken beträgt. Die Tonne Kohle kostet 
30 Franken. Trotzdem die Kohle von 154 Frs. auf 130 Fran- 
ken gefallen ist, sind die Strompreise doch nicht herunter- 
gegangen. Selbst wenn der Kohlenpreis 10 bis 20 % herunter- 
inge, würde das kaum l bis 2 Centimes ausmachen von den 
bıs 9 Centimes meRereie. Das Schwergewicht des 
hohen Strompreises liegt bei der Amortisation und der Ver- 
zinsung des teueren Kaufpreises des von Herrn Röchling über- 
nommenen Kraftwerks und in der Verteilung des Stroms. Der 
trom könnte viel billiger abgegeben werden, wenn die von 
Herrn Röchling zuviel eingesteckten 5 Millionen Mark den 
uutzagb nicht zu sehr belasten würden. | 
Mein Farteigenosse, Max Braun, als bisheriges Aufsichtsrats- 
mitglied, würde, wenn er hier sein könnte, die Einzelheiten 
noch besser herausschälen, Weil er Ihre lianipulationen kennt 
und den liut hat, sich dagegen zu stellen, deshalb hassen Sie 
ihn, deshalb führen Sie gegen ihn einen unerhört gemeinen 
Ban 2a chen Vernichtungskampf. Sie können ihn nicht beein- 
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Er wird sich nie derartiger Handlungen zum Schaden der All- 
emeinheit und zum persönlichen Vorteil zu schulden kommen 
assen. Er hat größere Verdienste für Volk und Land, als 

irgend einer derer, die ihn ächten. 


(Zuruf aus der Deutschen Front: Auch mehr vie Sie!) 


Von der Regierungskommission erwarten wir, daß sie diesem 
Treiben der privatwirtschaftlichen Interessen in den Betrie- 
ben der Elektrowirtschaft des Saargebietes auf dem schnell- 
“en ihge Sinkelt gebietet. 


s ist die höchste Zeit, daß den Rückgliederungs- 
geschäftemachern ein fiegel vorgeschoben werden wird und 
ihre Absicht, die V.S.E. den l’rivatinteressenten Huohl ing 
und seinen Trabanten und der bereits wieder im Saargebie 
vorsprechenden R..i.E. auszuliefern, mit den schärfsten laß- 
nahmen verhindert wird. Herr Becker hat seine Sehnsucht zum 
Dritten Reich wit einem lobgesang geäußert. Er wies auch 
auf die sozialen Verhältnisse hin, die im Hitlerreich aus- 
Drag end seien. Die Löhne und Renten unter llitler una kül- 

er zeigen den besten Vergleich. 


(Zuruf des Abg. Becker(DF): Ich habe nichts davon 
| gesagt ! 
(Zuruf der Kommunisten: Bist Du ruhig, Du bist er- 


kannt, Du bist der Beste, Du bist erkannt ‚Du trau- 
rizes Subjekt! 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Ich bitte, die Zwiegespräche zu unterlassen. 


(Zuruf der Kommunisten: Reiß Du das liaul nur auf!) 
Nicht Nervös werden,Herr Kiefer! 


(Zuruf des Abg. Kiefer (DF): Wir haben ein gutes 
N ewissen! 
Herr Petri, ich bitte weiterzusprechen. 


Abg. Petri(SP): Herr Vorsitzender, schaffen Sie mir Ruhe, damit ich 


meinen Vortrag fortsetzen kam. 


(Zuruf aus der Deutschen Front: Besser gesagt ‚meine 
| | Be ‚ Vorlesung 4 

Auch dieser Zwisehenruf kann mich nicht beirren. Wir wollen 
fortfahren. “as Herr Becker gemeint hat mit seinem lobgesang, 
haben wir sehr x vertsanden, auch seine Dehnsucht dahin, 
n8 besonderer Teutone, das wissen wir auch zu würdigen. 

ber ich halte es für nötig, _etwas dazu zu Sagen. Die ande- 
ren Dinge wird mein Genosse Lieser ja behandeln. Wenn ich 
daraus schlußfolgern soll, was im Dritten Reich alles an 
wunderbarer Sozialpolitik und an Leistungen für die Arbeiter- 
schaft getan wurde, so bitte ich Sie, einmal folgende Ver- 
re anzuhören: \vas heute, was einst und jetzt ist. Die 
‚eit liegt noch nicht lange zurück unter dem Reichskanzler 
lüller und unter Hitler. Der höchste Stand der Sozialpolitik 
unter der litarbeit von Zentrumsleuten, war unter dem Reichs- 

enzler Hermann l\üller, den Sie heute verleugnen wollen. Da 
stand der Lohn des Bergarbeiters im Ruhrgebiet pro Schicht 
der Tariflohn 10.80 Mark im Jahre 1930 am 1.April, und heu- 
te unter Hitler 7 lark, auch Löhne von 6,5 und zwischen 4 und 
> Mark werden im deutschen Bergbau ausgezahlt. Der Spitzen- 
lohn der anderen deutschen Arbeiter war unter Hermana lüller 
wöchentlich 48 liark und unter Eitler ist er bereits auf 28 


Nark_ 
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28 Mark heruntergerutscht. Die Invalidenrenten betrugen unter 
Hermann Müller pro Jahr 164 Mark mehr als unter Hitler, der. 
seine neue Sozialpolitik am l.Januar fortgesetzt hat mit dem 
nn Bere Und der, der sich noch hierher stellt 
und Vergleiche anstellen will und sagt, im Hitlerreich wäre es 
gan en er und besser als früher, der betrügt sich und die ganze 
eutsche Arbeiterschaft, auch die Arbeiterschaft der Saar. Die 
deutsche Arbeiterschaft und die deutschen Rentenempfänger haben 
keinen sehnlicheren Wunsch, als von diesem unerhörten despoti- 
Schen Gewaltregime befreit zu werden. Sie mahnen uns: Haltet 


das Saargebiet als Deutsche, als freie Deutsche, frei von Hitler- 


terror und Hitler-Brutalitä ; 


(Zuruf von rechts: Aber nicht mit der Regierungskommission. 


orsitzender: Herr Petri, ich konstatiere, daß Sie genau 20 Minuten 


gesprochen haben. | A 

ch habe außerdem nicht die Absicht, auf persönliche 
Anzapfungen einzugehen, weder von der kommunistischen noch von 
der anderen Seite. Aber ich muß doch auf etwas eingehen, was der 
Herr Petri gesagt hat. Sie haben durchaus recht,Herr Petri,wenn 
Sie behaupten, daß ich schärfster net der Blektropolitik ge- 
wesen bin, wie sie im Saarbrücker Rathaus getrieben worden ist. 
Aber ich denke noch lebhaft an diese Zeit zurück, daß gerade 
Ihre Partei mein schärfster Gegner war und die Stadtratsfraktion 
der Sozialdemokratie keineswegs mit mir einig war. Ich erinnere 
mich sehr genau,Herr Petri,- Sie wissen das vielleicht nicht _ 
so-, daß gerade die Fraktionen der Sozialdemokratischen Partei 
wiederholt Reisen mit Herrn Dr, Neikes in dem Sinne seiner 
BAUEEPORSLLELE betrieben hat. Sie standen damals nicht auf mei- 
ner Seite, Sie standen gerade auf der anderen Seite, der von 
Herrn Dr, Neikes. 


(Zuruf des Abg. Petri (SP): Darüber werden Sie ‚a a 
Aufklärung erhalten! 
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orsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Kiefer ! | 


















bg. Kiefer (DF): Meine Dame und meine Herren! Im Namen der Deutschen 
ont habe ich noch einige Erklärungen abzugeben und einige 
Bemerkungen zu machen. 


(Zwischenruf dcs Abg. Hey (KP).) 


Ich habe Ihnen schon einmal empagtAoxr Hey, daß ich mich, 
von Ihnen nicht in dic Gosse ziehen lassc. Wcnn Sie sich in 
Eu: sonen wälzen und beschmutzen wollen, tun Sie das ruhig 
weiter. | 
Eine uns rrung zunächst: Herr Petri hat unter anderem ° 
darauf hingewiesen, daß Herr Röchling in Lothringen bei 
St.Avold durch seine Gewerkschaft "Karl Alcxander"in Bacs- 
weiler Schächte abteufen licß. Ich habc hier nicht den Auf- 
trag, Herrn Röchling als Person zu vertcidigen, sondern habe 
nur die Dinge richtig zu stellen, damit man die Deutsche 
Front nicht belastet und auch Herr Röchling nicht zu _Un- 
recht belastet. Die Schächte bei St.Avold werden auf_Kösten 
ee en abgeteuft. Und wenn dann Herr Röchling 
im Auftrages des Reiches auf Kosten des Reparationskontos 
diese Schächte abteuft, weil seine Gesellschaft Erfahrungen 
im Teufen durch Schwinmsandschichten hat, dann können wir 
uns darüber nur freuen, weil dort nur deutsche Arbeiter be- 
schäftigt werden, die dadurch Brot und Arbeit haben. Und Ih- 
nen geamsber { zu dem Komuniutan. lorens,) werde ich folgen- 
des Ieststellen: Sie haben heutc hier Vorlesungen gehalten 
über angebliche Zustände in Deutschland. Wir haben uns hier 
im Landesrat nicht über die deutschen Zustände zu befassen, 
sondern nur über das, was im Saargebiet ist. Es würde uns 
aber sehr interessieren, wenn Sie einmal eine Vorlesung 
halten würden über die russischen Zustände und uns mal zah- 
lennäßig angäben, wieviel Bautoprer und Hungeropfer, die in 
die Millionen gehen, Rußlands Revolution bisher gekostet hat. 
Ich empfehle Ihnen das Studium des Buches, das a 
wurde von ilhelm Heitz: ,, Zveieinhalb Jahre quer durch Auß- 
land". Dann werden Sie die ungeschminkte Wahrheit erfahren. 
Noch-dieser Tage kam ein Bericht von kommunistischen Arbei- 
tern, die in Rußland gewesen sind, die haben gesagt: Da ist 
doch mit der Erwerbslösenunterstützung in Deutschland cin 
Ermianigehge Leben zu führen angesichts dieser erbärmlichen 
ustände im bolschewistischen Rußland. 


“A 
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(Einige kommunistische Abgcordncten rauchen) 
f - Glocke des Vorsitzcnden - 
orsitzender: Meinc Herren, ich bitte, das Rauchen zu unterlasscn. 


Abg. Kiefer (DF)fortfehrend Dann hat Herr Potri sich cingehend mit 
der Elektrowirtschaft beschäftigt und hat bedauert, daß sein 
Fraktionsfreund Braun nicht da wäre. Wir konnten feststellen, 
daß der Geist Brauns doch aus dem Munde Petris_zu uns ge- 
sprochen hat. Ich möchte hierbei feststellen: Ich hebe mich 
um die frühere Elektropolitik nie gekümmert, weil_sie mir 
sehr sonderbar erschien. Ich ie hätte es lieber ge- | 
sehen,man wäre mit dem Ehein. Westfälischen Elektrizitätswerk | 
zusammengegangen und hätte einen Vertrag abgeschlossen, wonach W 
30 2 des gesamten Stromes aus Saarkohlen hergestellt wer- | 
den müßten, und nicht eine Elektropolitik, die verschiedenen 
Personen etwas für sich bringen sollte. Und ich kann nur fest- 

stellen, daß die bisherige Elektropolitik an der Saar übri- 

BEnE von Braun, Schwarz ‚und von den ehemaligen sozialdemokra- 

ischen Regierungsräten im preußischen a | 4 
| durc 
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durch dick und dünn mitgemacht worden ist. 


(Zuruf des Abg. Petri(SP): Ja, Sie haben auch mit- 
gemacht, aber stellen Sie sich heute nur nicht hin 
und klagen Sie andere an. 


Nun eine yparsellung: Mein Parteifreund Becker hat schon 
gesagt daß wir ins letzte Jahr der Zwangsabtrennung des 
aargebietes vom Deutschen EREDELAND SUNERSEOT EN seien,und 
da müssen wir nun zolg@nlep sagen: Die überwiegende Mehr- 
zanl des Saarvolkes steht hinter der Deutschen Front. Die 
Deutsche Front tritt bedingungslos ein für die Rückgliederung 
ans deutsche Volk und Vaterland. Das ist die überwiegende 
Mehrheit der Bevölkerung. Die Leute kommen zu uns. so haben 
wir allein in der Deutschen Gewerkschaftsfront schon 75000 
Mitglieder vereinigt, die freien Gewerkschaften haben viel- 
leicht noch 10 000 bis 15 000 und die R.G.O. hat garnichts 
mehr. Wenn wir das hier betonen, so tun wir es deshalb,da- 
mit die Melt erkennt, daß die überwältigende Mehrheit unse- 
res Volkes hinter uns steht. Falls es im Laufe des letzten 
Jahres der zwangsmäßigen Abtrennung nicht zu einer Bereini- 
gung der künstlich geschaffenen Saarfrage kommen sollte, so 
müssen wir laut und feierlich fordern, daß der Abstimmungs- 
mit dem letzten Tag der Zwangsabtrennungsfrist zusammen- 
fällt. Wir müssen dafür sorgen und verlangen das von der 
jetzigen Völkerbundsratstagung, daß die Abstimmungslisten 
rechtzeitig offengelegt werden, damit sich er bstimmungs- 
berechtigte überzeugen kann, daß er in der Liste eingetragen 
ist und am Saga der mung seine Stimme für Deutschland 
abgeben kann. Wir müssen von der Regierungskommission ver- 
langen, daß sie das Recht zur freien Meinungsäußerung wie- 
der herstellt. Unserem Volke muß es gestattet sein, Seinen 
illen frei und be zum Ausdruck bringen zu können. 
Wir wollten die Abtrennung nicht. Trotz der Proklamierung 
des Selbstbestimmungsrechtes der Völker hat man uns 1919 
nicht gefragt. Gegen unseren Protest wurden wir der ange-. 
stammten Reichshoheit entzogen, und unser Gebiet zum Abstim- 
net Bontem elt. Die Regierungskomnission hat kein 
Recht, uns in der Stellungnahme zu den Abstimmungsmöglich- 
keiten zu hindern. Sie muß jeder deutschen Körperschaft _an 
der Saar gestatten, zu den Äbstimmungsmöglichkeiten Stellung 
zu nehmen. | er 
Die Frage der Abstimmung ist keine parteipolitische 
Frage, sondern sie ist eine Frage, die das Volk an der Saar 
angeht. Und wenn Irgendsine Körperschaft besteht, mag es 
die Handelskammer, Handwerkskammer oder mögen es Gewerk- 
schaften sein, in der deutsche lienschen, die abstimmungs- 
berechtigt sind, sich vereinigen, dann haben diese Körper- 
Schaften gemäß dem Willen der deutschen Mitglieder die 
Pflicht und Schuldigkeit, sich zur Aoustimmungsfrage zu äußern. 
Für uns kann es nur eins geben, daß wir als erdgebundene 
deutsche Menschen zu unserem deutschen Vaterland zurück- 
rn, einerlei wie dort die Regierungs-und Staatsform 
aussieht. | 
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(Laute Zwischenrufe der Kommunisten, die aber durch 
das Durcheinanderschreien verloren an 


Es ist eigentümluch, daß die Regierungskommission mehr auf 
die Der saatbarungen der Leute zu hören scheint, die weder 
geborene Saarländer noch abstimmungsberechtigt sind. In 


Namen 














TS u U 


Namen der Abstimmungsberechtigten soll sich nur der äußern 
dürfen, der selbst Bnetinnunguberechtigt ist, Es darf nicht 
so sein, daß Emigranten das Äsylrecht_- das Asylrecht wollen 
wir ihnen gönnen - mißbrauchen, weshalb wir uns dagse en ver- 
wehren, da mir ten im Namen des abstimmungsberechtigten 
Saarvolkes die Teltmeinung zu täuschen versuchen. Es darf 
nicht so sein, daß Leute, die erst 1920 - 1924 und später 
ns Saarg biet kamen, sich heute hinstellen und sich anmaßen, 
on Namen des abstimmungsberechtigten Volkes zu sprechen. Wir 
eutschen abstinnungsberschtigten Menschen tragen die Ver- 
antwo um unsere nationale Zukunft selbst, die andern 
sollen schweigen. Und wenn sie nicht schweigen, dann soll 
die Regierungskommission zeigen, daß sie objektiv ist und 
en verbieten, in die Urrechte der Abstimmungsberechtigten 

einzugreifen. 


(Bravo-Rufe der Deutschen Front ) 
(Zurufe der Linken und Durcheinanderschreien ) 


Ta Dummheit weh täte und tödlich wirkte, dann wären Sie 
zur Linken) längst nicht mehr da. 


(Erneute Zurufe der Linken !) 


Die Regierungskommission hat auf die Eingabe der Deutschen 

t betreffend Druckmaßnahmen „gegen die Bergleute eine 
Antwort erteilt. Der Prozeß Röchling hat klar erwiesen durch 
die Ze engussagen - es wird doch niemand dem Zeugnis 
dieser Leute zweifeln-, daß unsere Bergleute unter seeli- 
schem und materiellen Druck zu leiden haben. 






(Zuruf des Abg. Lorenz(KP): Nacht es Röchling anders?) 


Der Berguann muß materielle Opfer auf sich nehmen, er muß 
Not ieiden, ‚weil er willens 73 "sich nicht selbe zu VvOr- 
raten willens ist, wieder heimzukehren zu Volk und Va- 
terland. 

(Zuruf des Abg. Petri :S5P)) 

- Glocke des Vorsitzenden - 

Was wollen Sie, Herr Petri? 

(Erneute Zurufe des Abg. Petri!) 


- Glocke des Vorsitzenden - 


ırsitzender 


; Wenn die Zwiegespräche nicht unterbleiben, muß ich von 
meiner fugnis eis Vorsitzender Gebrauch machen. 


8. Kiefer fortfahrend: Inssen Sie die doch, Herr Vorsitzender, die 


Zuhörer auf den Tribünen sollen erkennen, was das für Volks- 
und Arbeitervertreter sind. Wir haben dazu folgendes festzu- 
stellen. Sowohl mein Parteifreund Martin als auch ich haben 
manche Beschwerde über die Unterdrückungen an die Regierungs- 
kommission gesandt. !lir haben aber keine Antwort bekommen. 
Wir haben daraufhin auch keine Beschwerden mehr Bangers1ähl. 
s ist doch so, daß wöchentlich in der Presse derartige Fäl- 
le mit Namen angeführt worden sind. Ich habe mich seinerzeit 
in einem offenen Brief an den linister Veszenski gewandt. 
Dem lianne, den die Sache anging, versuchte man einen Strick 
zu drehen, weil er bei der Untersuchung sagte, ich habe 
meinen Freund Kiefer nicht beauftragt, den offenen Brief 
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zu schreiben, sondern habe ihm die Art der Verwendung des 
Falles selbst überlassen. Nan muß in solchen Fällen unter- 
scheiden: diejenigen, die in Grubemiohnungen sitzen und die 
dann einmal dem Druck nachgeben, können wir nicht verurteilen; 
wer sich aber freiwillig dazu hergibt, seine Kinder der fran- 
zösischen Schule zu opfern, handelt unehrenhaft und 


(Zuruf des Abg. Hey (KP) | 


eier, die sich als sogenannte Deutsche dazu hergeben, 
im Dienste der frenzösischen Fropagenda einen Druck auf unse- ° 
re Bergleute auszuüben, sind verachtenwert. 
Die Regierungskommission hat die Pflicht, wegen der ° 

Starken Erwerbs ren re im Saargebiet im letzten Jahre ih- ° 
rer Tätigkeit besondere Anstrengungen für Arbeitsbeschaffung 
zu machen. Manches, was sich im Reich auf dem Gebiete der 
Arbeitsbeschaffung ereignet hat, hat sich zum Teil im Saar- 
Bee zutgeiret. So sind die Ausfuhrziffemn des Saargebie- 

es nach dem Reiche gestiegen. Vorhin ist ein törichter _ 
Zwnischenruf gemacht worden, als Herr Becker auf das Anstei- 
gen der Ausfuhrziffer nach dem Reich einging. Die Ausfuhr- 
ziffer des Saargebietes nach dem Reich betrug: 





1. Vierteljahr 1933 : 398 492 Tonnen, 
2. x 1933: a) 79." 
3. ‘ 1933: A 2 


So wie die Wirtschaft Deuntschlands ri pr ‚gemeast auch 

die Saarwirtschaft. Diejenigen, die für den Schwindel ein- 
reten, hier müßte ein "freies! Saargebiet erhalten bleiben, 

Beige, das wirtschaftliche und soziale Verderben. Ich wür- 
e vor Ihnen( zur Linken) den Hut ziehen, wenn Sie jetzt er- 
ärten, von diesem Hitler-Deutschland, gegen das sie kämpr 


fen, wollten Sie für ihre Anhänger keinen Gentinmes zu den 
sozıalen Renten. 


a4 ya0g g yasıydmubous4s "48272n4Q4005 


(Zurufe der Kommunisten, die in Geschrei ausarten) 


Die Fresse mag es bringen, was Deutschland leistet. Daß _ 
Ihre Leute (zur Linken) nicht verelenden, das verdanken sie 
unserem deutschen Vaterland. Es ist unfair, auf der einen 
Seite gegen Hitlerdeutschland zu drohen und zu hetzen, und 
auf der anderen die Hand aufzuhalten. (Redner macht dazu die 
entsprechende Handbewegung). & 
Was die Löhne im Ruhrbergbau betrifft, so kann ich 
sagen: Die Löhne waren bis zur Zeit der Regierungsübernahme 
durch Hitler ane sbaut ınfolge der gesamten Wirtschaftslage 
Deutschlands. Und wenn 1929 dies und jenes gegeben wurde ‚so 
e es gemacht auf_ Grund der »chei on] tur und auf 
Kosten von vielen Milliarden Auslandsgeläern, die die deut- 
sche Wirtschaft mit riesigen Zinsverpflichtungen belasteten. 
Das Abgleiten mußte kommen, weil die damaligen Regierungen 
nicht weit genug gesehen haben. Nan muß bei allem wahr und 
objektiv bleiben, dann kommt man weiter. 


27 I 





Für uns gilt nur eins: 


"Heil Deutschland !" 





(Rufe der Kommunisten: "Rot-Front!") 








rsitzender: Das liort hat Herr Abgeordneter Frisch! 


bg. Frisch(KP): Meine Dame und meine Herren! Wir haben seinerzeit, 
und zwar am 13.Deptember 1933 an den Präsidenten der Regie- 
En BEL OR 07 Schreiben Brunn, in dem wir zur Ver- 
handlung über die Bergarbeiterforderungen die Einberufung 
einer dringenden Vollversammlung forderten. Die Regierungs- 
kommission hat absichtlich diese Sitzung bis zum heutigen 

age hinausgeschoben. Ihr war und ist nämlich so gut wie uns, 

die Stimmung _ der Bergarbeiter bekannt und durch Hinausschie- 
bung der Vollversammlung wollte sie Zeit gewinnen, die Berg- 
arbeiter durch eine kleine Beruhigungspille in etwa zu be- 
ruhigen. Außerden eine es ihr darum, durch ng Tu 
ungefähr zehntausend Bergarbeitem von Empfang dieses lächer- 
lichen Almosens die Bergarbeiter in zwei lager zu spalten: 

Der Herr lünister Koßmann, wir nehmen es ihm nicht 
übel, weil er ja, wie alle anderen litglieder der Regierung, 
nur die Not_der Ärbeiter vom Hörensagen kennt, erklärte meinen 
Fraktionskollegen Lorenz, als dieser mit einer Bergarbeiter- 
ee vom Pascalschacht und a bei ihm vor- 
stellig wurde und ihm ein Kumpel erklärte: " Wir Bergarbeiter 
betrachten angesichts der gewaltigen Höhe des lohnraubes es 
als eine Verhöhnung, wenn uns die Negierung mit 40 - 160 Fran- 
ken abspeisen will." 

Die Antwort des Herm lüinister Koßmann lautete _da- 
rauf: "lir empfinden es als eine Verhöhnung , wenn die Kon- 
munistische Landesratsfraktion die Auszahlung eines lNionats- 
ee Entschädigung der Bergarbeiter für das Geraubte 

ordert. 

| - Herr Koßmann hat dabei ganz vergessen, daß dieses 

eine Forderung der Bergarbeiter war-und Ist, die wir ange- 
griffen haben um ihr Nachdruck zu verleihen, weil sie nur 
allzu berechtigt ist. Wenn also Bergarbeiter, denen man wie 
2.B. auf der Grube Bexbach, in 10 Monaten 3500 Franken Lohn 
allein durch Feier-und Krümperschichten raubte, sie zu allem 
Hohn noch um die ihnen längst zustehende Kurzarbeiterunter- 
stützung Beine, als einmalige Entschädigung einen \onats- 
lohn von 800.-Franken, also nur ein knappes Viertel des Ge- 
stohlenen verlangen, dann ist es nach Auffassung dieser 
kapitalistischen seen, SIR Verhöhnung der Regierungs- 
kommission. Außerdem- son. heißt es ja ausdrücklich in dem 
Aunrag der Bergarbeiter, hinter den wir uns als Kommunisti- 
sche Landesratsfraktion vollinhaltlich stellen-, soll die Re- 
BzeunE, die sich ja janreiste die Kurzarbeiterunterstützung 
Bosper hat, ein Drittel zahlen, während die anderen zwei 
rittel des lionatslohnes von den französischen Räubern an der 
Saar aufgebracht werden sollen. Die er re die 
je mächtig genug ist, durch Steuergesetze die Werktätigen 

es Saargebietes bis auf's Blut auszupressen, hat Handhabe 

genug, auch die französischen Kohlenbarone durch ein Gesetz 
-ich denke hierbei an Notverordnungen- zur Zahlung dieser 
zwei Drittel zu zwingen. Kann sie das nicht, nun, dann ist 
es nach unserer Auffassung höchste Zeit, daß sie von den 
werktätigen zum Teufel gejagt wird. 

‚ ,Mir_ fordern und verlangen im Interesse der TaNgarhei- 
ter, nicht Almosen, sondern das, was ihnen zusteht. Im Zusan- | 
menhang damit verlangen wir, daß jetzt ab l.Januar 1934 für | 
jede Krümper-und Feierschicht den Bergarbeitern die Kurz- | 
erbeiterunterstützung, zu deren Zahlung das französische 
Grubenkapital herangezogen werden muß, gezahlt wird. 

ehen wir in die Hüttenindustrie und schon haben wir 
dasselbe grausame Bild. lian möchte es fast nicht glauben, aber 
es ist eine latsache, daß Hüttenarbeiter zu leihnachten _ 
10 Centimes Restlohn erhalten haben. Diese Ungeheuerlichkeit 
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sich im Neunkirchener Eisenverk zu. Ja, es war sogar noch 


veit 


lichen Ab 


schlag nach der Verwaltung etwas zurückzahlen, weil 


sie nach BudZ 0a gung der Kapitalisten im Vormonat 
men hätten. Hoffentlich entlarvt sich Herr Koßmann nicht noch 
ein zweites und nennt die Forderung in Höhe von 150.-Fran- 
ken und 50,.-Franken für jedes versorgungsberechtigte Familien- 
mitglied, ebenfalls eine Provokation der Regierungskommission. 
| Redet man sich im Bergbau und in der Metallindustrie 
in Bezug auf die Not der Arbeiter immer damit heraus, daß man 
in» ihnen nicht mitzubestimmenz habe, dann gehen wir einmal 
nach den Saareisenbahnen, deren oberste Verwaltung ja unmit- 
telbar in den Händen der Regierungskommission liegt. Ich fra- 
ge hier, geht es da den Arbeitern und kleinen Angestellten 
auch nur einen Dreck besser ? w..e in den Hüttenbetrieben und 
in den Tretmühlen des Bergbaues? Hat man da nicht ebenfalls 
Arbeiter und kleine Beamte, weil sie sich Baron 250 Grausan- 
keiten der Eisenbahnverwaitung zur \lehr setzen, auf's Straßen- 
pflaster geworfen ? Wer möchte sich wagen, diese latsachen 
abzustreiten ? Wir fordern, daß die entlassenen Nisenbahner 
wieder eingestellt werden und daß die Feierschichten auf der 
Saareisenbahn sofort zu unterbleiben haben. 
N Noch ein Wort zu den Pflichtarbeitern. Man schönt 
sich tatsächlich nicht, noch aus den Ärmsten der Armen, so- 
weit es da ist, herauszuholen. Wir haben im Saargebiet Br- 
werbslose, die es nicht heute oder gestern wurden, sondern 
schon jahrelang sind. Ihre Unterstützung, das brauche ich 
wohl besonders nicht hervorzuhsben, reicht noch nicht einmal 
zum Sattessen, viel weniger noch, den vollständig aufgegriffe- 


nen Kleiderverschleiß zu ersetzen. Trotzdem diese Armsten 
der en buchstäblich farfuß und in Lumpgen gehüllt gehen, 


zieht man sie zur Pflichtarbeit heran und verlanst von ihn 
en) 


en 
eß sie bei einem derartigen Netter zur Einsparung von Arbeits- 


kräften, die man tariflich bezahlen müßte 
gezogen werden. 


zur Arveit heran- 
Wir verlangen, daß während den Wintermonaten 
und zwar bis zum 1.Msi 1934 jegliche Heranziehung von Ärwerbs- 
losen zur Pflichtarbeit zu unterbleiben hat. 

ah äßlich der gräßlichen Grubenkatastrophe 'in der 
Tschechoslowakei auf dem’llelsonschach#t möchte ich noch be- 
sonders auf die Grubensicherheit im Saarbergbau zu sprechen 
kommen. 

i Meine Dameund meine Herren! Das, was sich vorige 
Woche; einen Tag nach einem ?est äsr Liebe und Freude in der 
Tschechoslowakei ereignet he‘, kaxın morgen, auf Grund der 
katastrophalen Zustände im Seargebiet grausame Tatsache wer- 

en. Antreibung und Ausbeutung, miserabler Lohn, lassen dem 

pergerbeiter keine Zeit, auch nur die primitivsten Sither- 
heitsmaßnahmen zu beachten. Entweder arbeite: er vorschrifts- 
u A muß denn, weil er cabei nichts verdient, mit seiner 
Femilie verhungern, oder er arbeitet so, wie es die Antreiber 
wollen und riskiert täglich seinen Xopf. Damit muß jetzt end- 
lich einmal Schluß gemacht wsräen. Erst kommt die Sicherheit 
der Saarbergleute und dann der Profit der französischen Gru- 
benkapitalisten. 

Vor längerer Zeit haben wir ein Bergarbeiter- 
Schutzgesetz im Landesrat eingereicht. Seine Einführung be- 
deutet natürlich Beschneidung der Profite der Kapisalisten 
und deshalb hat es die Regierungskommission, die ja im Äuf- 
trage der Kapitalisten auf üen lünistersesseln sitzt, schon 
zu den Akten gelegt. Vielleicht haben es auch schon die Ibt- 
ten geiressen. Mit schönen Phrasen, Beileidstelegramuen uw. 

ann man so gut wie mit Krokodilstränen und Reden von braven 


Knappen 


schlimmer, einige Hüttenarbeiter mıßten von ihrem jämmer- 


zu viel bekom- 
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Knappen, den Kumpelmord nicht beseitigen. Man muß von einer 4 
anderen Seite herangehen, und zwar muß man als erstens einmal °Q 
das Akkord-und Gedingesystem und an zweiter Stelle, im Zu- 9 
sammenhang damit, das Soll-und ROBBE En beseitigen. Wenn ıy 
der Bergarbeiter weiß, daß er seinen Lohn verdient, Ist er m 
in der e, so seine Arbeit zu verrichten, daß die Unfall- y 
ziffern in ganz kurzer Zeit auf einen minimalen Punkt herunter 
gedrückt ist. Genau so verhält es sich mit dem Soll-und Frä- 
miensystem. Hat man dieses abgeschafft, dann werden die klei- 
nen und großen Kohlenjäger nicht mehr wie hysterische Weiber 
durch die Grubenbaue jagen und ihren ewigen Schrei nach Kohle 
susstoden. 
Aber das würde bei weitem noch nicht genügen, son- 
dern die Einführung von Grubenkontrolleuren, die von den ein- ° 
zelnen Belegschaften gewählt und auch abberufen werden können, ° 
müßte da noch hinzukommen. Wir haben zwar eine Bergbehörde, 
aber, was es mit ihr auf sich hat, dazu ein Beispiel: } 
Auf der Grube Hirschbach in Dudweiler wird schon | 
seit längerer Zeit, während dem Schichtenwechsel, also zu 
einer Zeit, wo sich die Bergarbeiter im Querschlag auf dem 
e zum Schacht befinden, wie toll gefördert. Nur durch 
ekrobatische Kunststückchen gelingt es ihnen, sich lebend 
neben den leeren und vollen Kohlenzügen hindurch nach dem 
chacht zu schlängeln. Vor RERhERL Wochen, und zwar an einem 
Samstag, kam der Herr Bergrat. sofort wurde von der Verwaltung 
äuwai gun EEROS, früh genug in den Querschlägen, sowie auch 
em Schacht, die Förderung einzustellen und die Belegschaft 
panktlich über Tage zu befördern. Kann man angesichts dieser 
atsache noch von Grubensicherheit sprechen ? Anders wird es 
netürlich, wenn sich die Bergarbeiter ihre Grubenkontrolleure 
selbst wählen. Diese werden, eestützt von der Belegschaft, 
den Ausbeutern schon auf die Finger klopfen und ihnen zeigen, 
was Grubensicherheit in der Fraxis heißt. 
Hinzu kommt noch, daß der Paragraph 52 der Arbeits- 
ordnung überhaupt zu verschwinden hat und die SIcherheits- 
und Ausschußmänner in Zukunft nicht nur bei der Grubensicher- 
heit, sondern auch bei Strafen, Verlegungen, Entlassungen 
usw. mitzuwirken haben und erst, wenn sie ihre Zustimmung 
gegeben haben RE ER DRSDBBENG gegen Bergarbeiter zu 
ergreifen sind Das ist Grubensicherheit in der Tat und wir 
werden im Saargebiet kein zweites Maybach oder Reden erleben. 
ch weiß zwar, daß Sie sich mit diesen Vorschlägen 
der kommunistischen Fraktion n\emals einverstanden erklären 
werden, aber ich benutze diese Tribüne, um die Bergarbeiter 
und darüber hinaus die gesamte Saararbeiterschaft zum Kampf 
für diese Forderungen, zum Sturze ihres faulen, morschen 
kapitalistischen Systems aufzurufen. 
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oprsitzender: Das Wort hat Herr Staa5skommissar Kuchenbecker! 


tastskommissar Kuchenbecker: Bezüglich der Beschwerde, welche der 
Herr Abgeordnete Kiefer über die Domaniaischulen vorgebracht 
hat, habe ich mitzuteilen, daß, wie Ihnen bekannt, auf Grund 
von Beschwerden wiederholt Erhebungen angestellt worden sind. # 
Die Ermittlungen haben jedoch eine Bestätigung der Beschwer- # 
den nicht erbracht. 

Die Zeugen, dir jetzt aufgetreten sind, sind der 

Regierungskommission bisher nich* namhaft gemacht worden. 








B- 31 


orsitzender; Das \lort hat Herr Abgeordneter Lieser ! 


bg. Lieser (SP): Meine Dame und meine Herren! Am gestrigen Tage hat 


ein liann im Dritten Reich in Deutschland seine Tätigkeit 
eusgeübt, der bis jetzt am meisten von dem Arbeitsbeschaf- 
fungsprogramm der deutschen und ganz besonders der preußi- 
schen Re&ierung gisettiert hat: der Scharfrichter. Ein 
Spruch heißt: „Gott segne_das ehrbare Handwerk". Und mit der 
inrichtung von van der Lubbe am gestrigen Tage hat däs Dra- 
na von aapeil Tor/äufig sein Ende gefunden. Das Schicksal 
von Torgler, Dimitroff und Genossen steht noch nicht fest. 
Hier kann man sehen, was es heißt, im Dritten Reich unter 
Adolf Hitler freigesprochen zu werden. 
| Mit dem 27. Februar 1933 begann der Lügenfeldzug. 
in Deutschland. Der Mann, der die Wahrheit hätte sagen, kön- 
nen, ist gestern mundtot gemacht worden. Er wird niemals 
mehr in die lage kommen, seine lütschuldigen oder seine Mit- 
täter noch einmal zu bezichtigen. 


(Zuruf des Abg. Petri(SP): Vom Rauschzustand zum Tod!) 


Vielleicht kannte er seine Mittäter, vielleicht kannte er 
sie auch nicht. Vielleicht ist es so, wie man drüben im 
Reich behauptet, daß die Mittäter schon Bungee vor van der 
Iubbe das Irdische gesegnet haben. Eine Schlacht ist für 
das Dritte Reich verloren. Aufgrund der Aussage van der 
bbes - vorausgesetzt, daß er sie überhaupt gemacht hat, 
daß er nicht nur mit der Kommunistischen Partei, sondem 
deß er auch mit der Sozialdemokratischen Partei in B Ver- 
bindung gestanden hätte, wurden sofort sämtliche soziali- 
stischen Zeitungen, zunächst in Preußen, verboten. _ 
Meine Dame und meine Herren! Ist es Ihnen nicht 
aufgefallen, daß in dem Heichstagsbrandstifterprozeß weder 
ein Untersuchungsrichter, weder ein Gerichtsvorsitzender 
und ganz besonders noch ein Verteidiger einmal auf die ver- 
meintlichen Aussagen zu sprechen gekommen ist ? Während 
en 60 Sitzungen ist kein einziges Wort darüber gefallen, 
daß van der Iubbe mit der Sozialdemokratischen Partei in 
Verbindung gestanden habe, wie das AD IDE behauptete. Es 
war alles ein großer Schwindel. Man hat den rechtmäßigen 
durch das Volk gewählten Vertretern ihrer Rechte beraubt. 
zen Geb unter Zustimmung der Zentrumspartei Adolf Hitler 
die Vollmacht, in Zukunft selbständig zu handeln. Das Zen- 
trum hat sich damit als Keind des Sozialismus und damit als 
Feind der Arbeiterklasse bekannt. Mit Hilfe des Zentrums, 
«h. mit Hilfe des Ermächtigungsgesgtzes hat man nun die 
Sozialdemokraten ebenfalls aus dem Heichstag entfernt, wie 
vordem die kommunistischen Vertreter, und dann hat diesel be 
Regierung das Zentrum zum Selbstmord getrieben: Am 2. Mei 
wurde auch dieser Schwindel auf gewerkschaftlicher Seite 
durchgeführt. Die Methode der Faschisierung wurde auch 
dort angewandt. 
las damals auch im Saargebiet von Riesenkor- 
ruptionen der freien Gewerkschaften, von Riesenunterschla- 
Banpen Yon Gewerkschaftsgeldern, und man hat sich in ihren 
eihen ( zur Deutschen Front) gefreut: Jetzt hat man die 
roten Halunken, die roten Narxisten. Ich erinnere an die 
Gespräche, die damals in Umlauf gesetzt worden sind über 
Otto Braun, Severing, Löbe, die drei Millionen Mark unter- 
schlagen haben sollten. Haben Sie inzwischen wieder irgend 
etwas davon gehört ? Es war alles lug und Trug ! 


Und 
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Und,Herr Kiefor, anhter kamen die christlichen Gewerkschaf- 
ten an die Reihe. en ist es genau so gegangen wie den 
reformistischen. Auch das Zentrum bekam seinen Lohn. Geist- 
liche wurden verhaftet, Geistliche sollen SoBar Kommunisten 
geresen sein, wie es im Falle lünchen dargestellt wurde. 

nd kein Finger ist vom Zentrum und in der Zentrumspresse 
gerührt worden, um diese verhafteten Pfarrer zu unter- 
Stützen. Diese sitzen heute noch. Dieses Benehmen, ‚Herr 
Kiefer, führt dazu, daß man am Ende selbst am Faschismus 
elend Perle geht. FAR, 

nd wie das Sterilisierungsgesetz, das am l,Januar 
in Kraft gesetzt worden ist, wi N € | 
denn wird das Zentrum zuerst die politische Tirkung an sich 
kennen lernen. e 


(Zuruf des Abg. Petri(SP): Enteierung!) 


Auf der anderen Seite macht man große Versprechungen, ich 
erinnere nur an die Reden der jetzigen Machthaber. Diese 
sagten immer:"Gebt uns die Macht, und in 24 Stunden sind _ 
die Notverordnungen aufgehoben." Hitler sagte; Gebt uns die 
‘Macht, SO’ - Arbeit und Brot. Der Volksmund in 
Zweibrücken spricht heute "schon davon: zwei vage Arbeit 
und zwei Tage Brot. Aber von Iohn redet niemand, von lIohn 
hat auch Hitler nie etwas Banie?. | Ts 
Dann ist der Rundfunk in den Dienst der Faschisten 
gestellt worden. Dann, Herr Kiefer, die Erwerbslosigkeit 
wurde nur vermindert durch den Rundfunk. Ich habe in der 
vorletzten Sitzung schon gesagt: nung hat man Ust- 
preußen Bin Peiepiel hingestellt, als das Land, das am 
ersten von dem Erwerbslosen befreit ist. Ls war nicht wahr, 
Herr Kiefer, lesen Sie die amtliche Statistik nach, so fin- 
den Sie, daß Ostpreußen niemals frei von Erwerbslosen war 
aber ich habe damals schon gesagt; daß im Oktober die Zahl 
der Eruerbsiosen um 18 Berti gen ist, daß jetzt die Er- 
werbslosen schon über 15000 angestiegen sind, das meldet 
der Rundfunk nicht. Das ist Interschlagung, Herr Kiefer, 
zu dem Zveck, das Volk irre zu führen. 

_Ich habe in der Tetzten Sitzung des Landesrates 
mitgeteilt, daß der Rundfunk gemeldet hat, daß auch im 
Saargebiet ähnlich wie im Reich, die Arbeitslosigkeit ‘ab- 
Emmen hätte - der Bayerische Rundfunk hat diese Woche 

iese Meldung selbst lügen gestraft, wenn er meldet, daß 
es im Saargebiet über 40 000 Erwerbslose gäbe, er lügt so- 
gar noch ein paar Tausend dazu. Er hat gesagt, es sind im 
Saargebiet bereits 40 000 Erwerbslose, also genau das Gegen- 
teil von der ersten leldung. Doch nur zu dem Zweck, um das 
gaareebiet so arm wie möglich hinzustellen und um die Kin- 
der hinüberschicken zu können zu den Leuten, die selbst 
arm Sind, pm drüben Hitler zu lernen. Das ist Son Bahes 
Zweck der 9 Der Rundfunk meldet tagtäglich Übertritte 
zur Deutschen Front. Wenn Sie wollen, Herr Kiefer, werden 
Sie von unserer Leitung die Zahlen bekommen und sich selbst 
überzeugen können, in wievielen Fällen dies der Fall war 
und wie der Deutsche Rundfunk auch hier geflunkert hat. Nach- 
dem man in der letzten Landesratssitzung versucht hat, in 
der schändlichsten Weise unseren Führer, Max Braun, zu dif- 
famieren geht jetzt_der Terror auch Besen die Presse,gegen 
die Gemeinderatämitglieder. Man spric 
recht. Ich frage Sie, wo ist das Selbstverwaltungsrecht im 
Reich, wo Sie hingehen wollen. Das ist doch dort längst 


erledigt 


wird man ein ähnliches schaffen, 


t von Selbstverwaltungs- 
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erledigt. Herr Kiefer, eine Eapep Reihe aufrechter Männer 
in Ihren Reihen im Saargebiet haben ihre llandate in den Ge- 
meindeparlamenten niedergelegt. 


(Zuruf des Abg. Kiefer (DF): Davon haben wir nichts ge 
hört ?) 


Gehen Sie nach Homburg, dort können Sie es hören, 


(Zwischenruf: Der Herr Blügel weiß heute noch nicht, 
wo er hingehört! 


Dann der Terror in den Betrieben. Ich will mich nicht weiter 
hierüber auslassen. Aber die christlichen Gewerkschaftssekre- 
täre werden für die Hilfestellung Hitlers ihren Lohn eines 
schönen Tages erhalten. Das schlimmste ist der persönliche 
Terror. Von dem persönlichen Druck, dem ich als Beamter, 
Standzuhalten habe, will ich nicht sprechen. Dafür bin ich 
Kämpfer und wehre mich. Man sieht sogar , vor Attentaten 
schreckt man nicht zurück. Wäre das Attentat gegen unseren 
Führer Max Braun geglückt, dann wäre dem Täter ein ur 
von drüben sicher gewesen. Da es aber nicht geglückt ist, 
waren es die eigenen Leute von Nax Braun. R 

ann die Niesenunterschlagungen von Nax Braun. Wa- 
rum bringen es die bürgerlichen Zeitungen nicht, die eigenen 

hänger werden mißtrauisch. | 
| Etwas anderes, meine Herren! Man konnte in einer 
Zeitung in der Saarpfalz die Notiz lesen von einer Grab 
schändung durch lWarxisten. larxisten sollen eine Kranzschlei- 
fe mit dem Hakenkreuz entfernt haben. Nicht die Marxisten 
haben diese Schleife entfernt, nein, der Vater des Verstor- 
benen hat diese Schleife selbst beseitigt, weil er den Kranz 
mit der Schleife als Grabschändung em funden hat weil er 
und sein Sohn überhaupt mit der Nazi-Partei nichts zu tun 
haben. Das war die Grabschändung der Narxisten, aber die 
Anhänger selbst werden mißtrauisch . Fragen Sie in Ihren 
eigenen Reihen, wie man heute urteilt. Der Prozeß Braun wird 
das Übrige noch tun. Aber nur so weitergewirtschaftet, die 
sachlichen Gründe sind jedenfalls verbraucht, und durch die 
Brreisen llethoden wächst die Freiheitsfront. Darauf j können 
ie Sich verlassen. Herr Becker, ist als Soldat aus Trüherer 

Zeit dazu übergegangen, Parolen zu zählen, 364 Tage haben 
wir noch, sagt Herr Decker. Sie haben er tm den "Saar- 
freund“, das Organ der Saarvereine noch nicht gelesen, sonst 
müßten Sie gesehen haben, daß der ganz anders zählt wie Sie. 
Lesen Sie den Artikel nach. | Nr 

ann möchte ich noch ein Gespräch im Bisenbahnabteil 
von Ihrer Seite erzählen. Ja, von Ihrer Seite, Herr Becker. 
Ich habe herausgefunden, daß zwei Nationalsozialisten im 
Eisenbahnabteil von Brebach und Daarbrücken erklärt haben, 
daß es Blödsinn ist, wenn Röchling sagt, 98%& der Bevölke- 
rung stimme für Deutschland. Die Herrschaften um Röchlin 
und Spaniol sollen sich ja nicht verrechnen, das ist nicht 
angenehm für uns, wenn man derartigen Blödsinn in die Welt 
hineinposaunt. Also, Herr Becker, Sie werden mit Ihrer Parole 
nochmals von vorne anfangen müssen, und Herr Pfarrer Wilhelm 
hat auch gemeint: hoffentlich hört der Spuk bald auf,darin 
stimmen wir mit ihm überein. Wir aber kämpfen für das, was 
das Deutsche Reich unter Adolf Hitler vom Ausland die ms 
Zeit verlangt hat für Freiheit, Ihre und Recht. Meine Herren, 
wir werden ee kämpfen, bis das, was die Regierung von 
Auslande verlangt, Freiheit, Ihre und Recht, auch im Saarge- 
biet wieder hergestellt ist. Wir werden kämpfen, daß nich 
nur im Saargebiet, sondern auch im Deutschen Reich Ehre, 
Recht und Freiheit wieder einzieht. - Freiheit!- 
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rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Pink ! 


8. Fink EP}; Meine Dame und meine Herren! Die Kommunistische Partei 
und die 


Kommunistische Fraktion des Landesrates haben schon 
des öfteren den Antrag gestellt, eine volle Amnestie für alle 


ie in der heutigen Zeit durch die bei ihnen herrschende No 
it dem Gesetz in Konflikt geraten sind. Die Tatsache, daß 
die Gefängnisse im zagrgebiet alle überfüllt sind, ist für 
die Lage im Saargebiet bezeichnend. Dem Herm Kiefer möchte 
ich von dieser Stelle aus sagen, er und seine Leute, die heu- 
te hier den Mund so groß auftun, sind 14 Jahre lang mit der 
Völkerbundsregierung durch dick und dünn gegangen und sind 
mitverantwortlich für all das Elend und die Not, die heute 
uf Grund der Hungerrerordnungen der Regierungskommission, 
(eu denen auch sie immer ihre Zustimmung gaben) in sehr vie- 
en Arbeiterfamilien im Saargebiet anzutreffen sind. 


Er Gefangenen einzuführen, ebenso für alle diejenigen, 
i 
mi 


(Abg.Pfarrer Wilhelm verläßt den Sitzungssaal!) 
(Zuruf des Abg. Iorenz (KP): Jetzt geht er fort!) 


(Zuruf des Abg. Wilhelm(DF): Hoffentlich werden Sie 
bald zum Teufel gejagt!) 


Wir sind der’ Meinung, daß alle diejenigen, die durch die Jahr 
relange Erwerbslosiekeit mit dem Gesetz irgendwie in Konflikt 
geraten sind, aus den Gefängnissen sofort zu entlassen sind. 

Kommunisten verweisen noch einmal auf den Antrag, 


ir | 
den wir gestellt haben, daß die restlichen Haft-und Geldstrafen ° 


niederzuschlagen sind. Alle schwebenden Verfahren dieser Art 
werden eingestallt. Bereits verbüßte Strafen werden im Straf- 
register es: u 
ine Dame und meine Herren! Es ist sehr bezeichnend, 

wie die a m 5.0 en die Dinge herangeht. Wir haben 
schon dutzende Male in der gras Dezumitüne damı Stellung er 
nommen und aufgezeigt, wie die Klassenjustiz im Saargebie 
eussieht. Ich möchte hier nur einige besonders krasse Fälle 
herausziehen. In Güdingen kam es anläßlich eines Aufmarsches 
der Nationalsozialisten zu einer er Die Nazis provo- 
zierten solange bis der Krach da war. Nlan verhaftete die Anti- 
faschisten und verurteilte sie zu hohen Gefängnisstrafen. 
Keinen Nazi wurde ein Haar gerruums, alle laufen noch immer 
auf freiem Fuß herum. In Püttlingen kam es an der Kirmes 
ebenfalls zu einem Zusammenstoß. Die Nazi Brannn in das Ver- 
kehrslokal der Arbeiter, provozierten dort solange bis die 

tifaschisten sie aus dem lokal wiesen. Im Verlauf dieser 
Schlägerei wurde eine ganze Reihe von Antifaschisten verhaftet 
und eingesperrt. Das Resultat war: hohe Gefängnisstrafen für 
die Antifaschisten, die Nationalsozialisten ließ man unbehel- 
ligt. Besonders möchte ich noch auf die Fälle von Merchweiler 
hinweisen. Am 1, Mai überfielen die Nationalsozialisten die | 
Arbeiter und mißhandelten sie. Man verurteilte die Antifaschi= 
sten zu_ hohen Gefängnisstrafen und ließ die Nazis laufen. Der 
letzte Fall in Merchweiler, wo diese braunen Mörder nachts auf 
heimkehrende Arbeiter ein wildes Feuer eröffneten. Ein anti- 
faschistischer Arbeiter blieb schwerverletzt auf der Straße 
liegen. Auch hier, wie in allen anderen Fällen, verhaftete 
und verurteilte man die revolutionären Arbeiter und die Nazis 
ließ man laufen. 
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In Bettingen machten die Nationalsozialisten einen Um- 
zug. Provozierend sagen sie: Die rote Front schlagen wir zu, 
Brei! Das Resultat dieser Geschichte ist: Heute Stehen zwei ° 
Antifaschisten unter wu Fe vor Gericht. Weiter erinnere 
ich an den Fall Hemmer in Neunkirchen, der den ee 
beschädigten Lang solange groroziert und ihm zugesetzt ha 

s er in der Notwehr die Pistole zoR, und den Hemmer nieder- 
schoß. Anläßlich der Beerdigung des Hemmer in Neunkirchen 
haben die gleiohesachn teten Zeitungen im Saa Egbint geschrie- 

en: Hemmer ist der "Horst Wessel im Saarkebie ", Ich sage 
von dieser Stelle aus: einen würdigeren Kumpan hätten die, 
Nazis im Saargebiet für ihren Horst Wessel nicht finden kön- 
nen als eben diesen Hemmer, der tagelang besoffen war und 
nichts anderes wußte und konnte als Frau und Kinder zu ver- 
prügeln und seine Unterstützung in Bier umzusetzen. 
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- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Sie haben Ihre Redezeit überschritten, ich bitte, zum 
| chluß zu komnen. 


Abg. Pink (KP) fortfahrend: Wir verlangen als Kommunistische Landes- 
ratsfraktion, daß der BAUM SEITERGESHSChAN AgGE Lang sofort auf 
freien Fuß gesetzt wirl_und das Verfehren aufgehoben wird. 

Ein anderer Fall: Die Geschichte von Herbert Becker. 
Derselbe mußte vor Jahresfrist ins Reich flüchten, weiler 
einen Zusammenstoß hatte mit dem rühmlichst bekannten Polizei- ° 
mann Lehmann aus Neunkirchen. Lehmann, der inzwischen eben- 
falls ins Reich geflüchtet ist, weil er sich als Polizeibeam- 
ter an der Befreiung des berüchtigten Nalters aus dem Gefängnis’ 
Neunkirchen beteiligt hat. Derselbe Malter, der kurze Zeit nach- 
her im Reich wegen eines Sittlichkeitsverbrechens verhaftet wor- 
den ist. Die Nationalsozialisten, in Verbindung mit der Saar- 
lendspolizei, haben den inzwischen ins Saargebiet zurückgekehr-' 
ten Antifaschisten Becker aufgespürt und in Saarwellingen eine 
regelrechte Treibjagd auf ihn veranstaltet. Mit Revolvern und 
Karabinern bewaffnet, machten sie eine schändliche Jagd auf 
ihn, bis er schließlich mit aufgerissenem Leib durch die Mr- 
derkugeln niedergestreckt wurde. Wir verlangen und stellen 
hiermit den Antrag, daß die Mörder von Herbert Becker sofort 
ee sind. Hunderte solcher Fälle könnte man hier an- 

ren. 

Die Rote Hilfe im Saargebiet fordert die Genehmigung, 
eine Sammlung durchführen zu dürfen, um all die Hinterbliebe- 
nen und Opfer des Faschismus auch hier an der Saar und die Op- 
fer der Ye unterstützen zu können. 

Zum Schluß möchte ich noch auf eins aufmerksam machen: 
Aus der Denkschrift der Regierungskommission zum Jahresbericht 
an den Völkerbundsrat geht klar hervor, daß die Regierungs- 
kommission weiß, daß im Saargebiet SA-und SS-Mordkolonnen 
zusammengestellt sind und bestehen. Obwohl die Regierungs- 
kommission über das Treiben dieser Mordbanditen unterrichtet | 
ıst, unternimmt sie nichts, um diesen braunen NMördbanditen | 
das Handwerk zu legen. | | 

1s_ Kommunisten werden mit allen uns zu Gebote 1 
| 
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120.000: 


Wir a 
stehenden Mitteln den Kampf gegen diese NMordbanditen führen. 
Wir werden die Arbeiter a mobilisieren, daß sie 
unter unserer Führung in der roten Einheitsfront im revolu- 
tionären Kampf die bürgerlich-kapitalistische Gesellschafts- 
ordnung zertrümmern und kämpfen werden für den Anschluß 1935 
en ein sozialistisches Rätedeutschland. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Ich weise die gegen die Regierungskon- 
mission und gegen die Gerichte erhobenen Beschuldigungen nach- 
drücklichst zurück. Die Unterstellungen treffen nicht zu. Tine 
Bestrafung in den genannten Fällen ist deshalb nicht eingetre- 
ten, weil diese die Überfallenen gewesen sind, 

i In der vorigen Kommissionssitzung ist an die Antwort 
einer Frage betreffend Aufhebung der Wohnungszwangswirtschaft_ 
in der Stadt Saarbrücken erinnert worden. Ich habe festgestellt, 
daß dieserhalb noch Erhebungen schweben. Sobald die Erhebungen 
abgeschlossen sind, wird eine Entscheidung ergehen. 


Vorsitzender: Die ga srungeonei nein hat wiederholt erklärt, daß 
sie die Beschlüsse von kommunalen Körperschaften achtet. Wir 


gemagten daß sie es auch in diesem Falle tut und dgn Beschluß 
er Stadtverordnetenversammlung Saarbrücken in die Tat umsetzt. 


Ich schließe die Sitzung (12 Uhr 20 Minuten)! 
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